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Der digitale Wandel macht auch vor Südtirol 
nicht Halt. Die Landesregierung ist bereits 
auf diesen Trend aufgesprungen und hat mit 
dem Projekt „Südtirol Digital 2020“ die not-
wendigen Etappen abgesteckt, die die öffent-
liche Verwaltung in eine neue digitale Ära 
führen sollen. Dies war einerseits notwendig 
um die von der europäischen Kommission 
erarbeitete „Digitale Agenda 
Europa“ umzusetzen, anderer-
seits um auf regionaler, natio-
naler und europäischer Ebene 
mit den Verwaltungen Schritt 
zu halten.  Damit schafft die 
öffentliche Verwaltung nicht 
nur neue Möglichkeiten des 
behördeninternen Dialogs, 
sondern auch des Dialogs zwi-
schen Behörde und Kunde. 
Herausforderungen die es zu 
meistern gilt sind sicherlich die digitalen 
Kompetenzen von Mitarbeitern und Kunden 
zu stärken, aber auch die Garantie auf Ver-
traulichkeit, Datensicherheit und Daten-
schutz.
Skeptischer schauen wir auf den digitalen 
Wandel in der Privatwirtschaft, der soge-
nannten Industrie 4.0. Egal ob mediale Be-
richterstattung, die Meinung der Sozialpart-
ner oder bei Stammtischgesprächen: man ist 
sich einig, dass die Auswirkungen auf die 
Arbeitswelt und im persönlichen Leben groß 
sein werden, uneins ist man sich aber, ob die 
digitale Revolution ein Fluch oder ein Segen 
ist. Um die Auswirkungen abschätzen zu 
können oder Strategien zu finden, wie man 
eventuelle negative Auswirkungen auf Ar-

beitnehmer abfedern kann, war eine Delega-
tion des ASGB in Wien zu einem Workshop 
der Arbeiterkammer zum Thema „Digitaler 
Wandel in den verschiedenen europäischen 
Ländern“ (siehe Bericht Seite ….).
Der allgemeine Tenor der teilnehmenden 
Länder war jener, dass den Gewerkschaften 
eine tragende Rolle bei der digitalen Ent-

wicklung zukommen wird. Vie-
le  Arbeitsrechtsbestimmungen 
müssen dem Wandel angepasst 
werden – dies kann nur im 
Konsens mit den Arbeitneh-
mervertretern geschehen. Die 
Digitalisierung schafft einerseits 
neue Berufe, wie z.B. Social 
Media Manager, andererseits 
wird in einigen Bereichen 
menschliche Arbeit durch intel-
ligente Software überflüssig. 

Sollte im schlimmsten Fall der Umstand 
eintreten, dass die Industrie 4.0 Verursacher 
negativer Beschäftigungseffekte ist, werden 
die Gewerkschaften zusammen mit den po-
litischen Verantwortungsträgern gefordert 
sein, Maßnahmen zur Abfederung möglicher 
Jobverluste zu finden.
Bei aller Schwarzmalerei sind wir jedoch 
überzeugt mit den Sozialpartnern die digita-
le Revolution zu meistern und die Auswir-
kungen auf die Arbeitnehmerschaft so gering 
wie möglich zu halten.

Euer 
Tony Tschenett

Vorsitzender des ASGB 

Südtirol - Digital 2020 

TONY  TSCHENETT
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Der digitale Wandel 
Der digitale Wandel ist in den Industrienationen in aller Munde.  

Darunter versteht man die sogenannte vierte industrielle Revolution, auch Industrie 4.0 genannt.  
Unaufhaltbar schreitet die technologische Entwicklung voran,  

mit Auswirkungen auf unser aller Leben. 

Die alltäglichsten Dinge (Geräte, 
Maschinen, Produkte...) werden 

miteinander vernetzt sein und kom-
munizieren, das beste Beispiel sind 
selbstfahrende Autos, die bereits er-
probt werden. Genauso werden aber 
auch viele Arbeitsabläufe automatisiert 
werden, was menschliche Arbeit in 
gewissen Berufssparten überflüssig 
machen wird. 

Auf der anderen Seite werden neue 
Berufsmodelle entstehen, ob die da-
durch geschaffenen Arbeitsplätze 
ausreichen werden, um die Verluste 
auszugleichen, darüber sind sich die 
Experten uneins. Einig sind sie sich 

hingegen über die Tatsache, dass 
nicht nur neue Berufsmodelle son-
dern gänzlich neue Arbeitsformen 
entstehen werden: in den europäi-
schen Nachbarstaaten ist es z.B. be-
reits so, dass „crowdworking“, also 
sich über Internetplattformen von 
Arbeit zu Arbeit zu hangeln, Alltag 
ist. Damit werden unternehmerische 
Risiken auf abhängig Erwerbstätige 
verlagert. Auch die Frage nach der 
arbeits- und sozialrechtlichen Beur-
teilung der neu entstehenden Er-
werbsformen muss geklärt werden, 
denn es dürfen sich keine Nachteile 
für die Mitarbeiter bei Entlohnung 
und Arbeitsschutz ergeben. Durch 

eine zielgerichtete Besteuerung der 
Wertschöpfung von Betrieben, die 
Nutznießer des digitalen Wandels 
sind, könnten Sozialleistungen fi-
nanziert werden, um Arbeitnehmer 
aufzufangen, die Opfer der Indust-
rie 4.0 geworden sind.

Natürlich ist der digitale Wandel nicht 
ausschließlich zu verteufeln, sondern er 
birgt auch Chancen für eine Verbesse-
rung der Arbeitsbedingungen, wie hö-
here Zeitautonomie oder flexible Wahl 
des Arbeitsortes. Diesbezüglich muss 
man jedoch auch rechtliche Rahmen-
bedingungen schaffern, wie die Ar-
beitszeiterfassung von statten gehen soll, 
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bzw. das Privacy-Gesetz so adaptieren, 
dass der Angestellte nicht zum gläser-
nen Mitarbeiter wird. Die allgemeine 
Kritik, dass der digitale Wandel den 
Datenschutz auf den Kopf stellt ist 
durchaus gerechtfertigt. Aus diesem 
Grund werden die Gewerkschaften 
zukünftig sicherlich in verstärktem 
Maße über die Einhaltung des Pri-
vacy-Gesetzes wachen und sich zusätz-
lich für ein europaweites einheitliches 
Datenschutzgesetz einsetzen müssen.

Hand in Hand mit dem digitalen 
Wandel geht die digitale Bildung. 
Einerseits müssen all jene arbeitende 
Personen, die von der Digitalisierung 
betroffen sind, geschult werden um mit 
der Entwicklung Schritt halten zu kön-
nen, andererseits müssen Ausbildung 
und Lehrpläne auch kontinuierlich 
angepasst werden. Der rasante Fort-
schritt wird eine lebenslängliche be-
rufliche Weiterbildung erfordern: wer 
bremst, verliert! Diesbezüglich ist 
auch die öffentliche Hand gefordert 
rechtliche Rahmenbedingungen zu set-
zen, um allen Gesellschaftsschichten 
den Zugang zu digitalen Kommunika-
tionsmitteln zu ermöglichen. Es muss 
unbedingt dafür gesorgt werden, dass 
nicht ausschließlich wirtschaftliche 
Eliten vom Fortschritt profitieren.

Im Zusammenhang mit der Diskus-
sion über die neue digitale Revolution 
wird immer wieder über ein Grund-
einkommen nachgedacht. Das Auf-
keimen dieser Diskussion ist sicher-
lich richtig und wegweisend. Befür-
worter preisen die damit verbundene 
Unabhängigkeit und Selbstbestim-
mung der Menschen und argumentie-
ren, dass durch die Abschaffung der 
meisten anderen Sozialleistungen die 
Mehrkosten durchaus zu finanzieren 
wären, die Gegner meinen ein Grund-
einkommen würde die Faulheit des 
Einzelnen fördern und wäre unmög-
lich finanzier- und vertretbar. Positiv 
in diesem Kontext ist mit Sicherheit, 
dass über finanzielle Unterstützung 
– in welcher Form auch immer – ge-
genüber jenen nachgedacht wird, die 
in der digitalen Neuausrichtung kei-
nen Platz finden. Solidarität gegen-
über den Schwachen muss in jedem 
Falle gewährleistet sein.�

Bericht zum Jugendworkshop  
„Digitaler Wandel“ in Wien

 Überraschend hat die Arbeiterkammer Wien eine Delegation 
der ASGB-Jugend vom 18. bis 20. Mai zu einem internationalen 

Workshop zum aktuellen Thema „Digitaler Wandel“ 
eingeladen. Auch die Übernahme aller Spesen, außer der 
Fahrtspesen wurde uns zugesagt. Natürlich haben wir das  

Angebot angenommen.

In Wien angekommen, wurden 
wir sofort nach dem Beziehen 

der Hotelzimmer zu einem gemein-
samen Mittagessen eingeladen, wo 
wir die Möglichkeit hatten, die ande-
ren Teilnehmer kennenzulernen. 
Anschließend begann der Work-
shop. Zu Beginn musste sich jede 
teilnehmende Organisation vorstel-
len. Herauskristallisiert hat sich 
ziemlich schnell, dass Südtirol der 
Entwicklung in den nordischen 
und deutschsprachigen europäi-
schen Staaten hinterherhinkt. Was 
einerseits logisch ist, da Südtirols 
Unternehmen großteils kleine 
Handwerksbetriebe oder Gastrono-
miebetriebe sind, andererseits auch 
weil in Südtirol selbst kaum digitale 
Forschung betrieben wird. Über den 
digitalen Fortschritt waren wir ziem-
lich erstaunt, vor allem über die zu-
künftig zu erwartende Entwicklung, 
die uns die vortragenden Forscher 
erläutert haben. Abends waren wir 
zu einem gemeinsamen Grillen ein-
geladen, wo wir die Möglichkeit 
hatten uns näher kennenzulernen.

Tag zwei des Workshops bestand 
darin, sich in Gruppen Gedanken 
über mögliche Lösungsansätze für 
die bevorstehende Veränderung der 
Arbeitswelt zu machen. Der allge-
meine Tenor, war sicherlich jener, 
dass Bildung und der Zugriff zu 
digitalen Medien für jedermann 
gewährleistet sein muss und dass es 
eine neue innovative soziale Absi-
cherung braucht. Neu entstehende 
Berufe müssen kollektivvertrag-
lich geregelt werden und neue 
Berufsmodelle dürfen nicht nega-
tive Auswirkungen auf Arbeitneh-
mer haben. Nach der Vorstellung 
der Ergebnisse der Gruppenarbei-

ten waren wir zu einem gemeinsa-
men Fußball- und Volleyballturnier 
in Kaisermühlen eingeladen. Dabei 
hatten wir die Möglichkeit, Erich 
Foglar, den Präsidenten des Öster-
reichischen Gewerkschaftsbunden 
(ÖGB) zu treffen. Er zeigte sich 
sehr interessiert über die Entwick-
lung des ASGB und ließ herzliche 
Grüße nach Südtirol ausrichten.

Am dritten Tag folgten weitere 
Referate, die dazu dienten, den di-
gitalen Wandel in all seinen Aspek-
ten zu durchleuchten. Das Fazit des 
Workshops war zweifellos die Tat-
sache, dass der Fortschritt mit all 
seinen Vor- und Nachteilen nicht 
mehr aufzuhalten ist – wir stecken 
schon mitten drin – und deshalb 
akzeptiert werden muss. Die Ge-
werkschaften haben aber durchaus 
die Möglichkeit mit Verhandlungs-
geschick die negativ zu erwarten-
den Entwicklungen abzufedern.

Im Anschluss an die Referate tra-
ten wir den Nachhauseweg an.�

v.l.n.r. Erich Foglar, Präsident des  
Österreichischen Gewerkschaftsbundes, 
ÖGB, und die ASGB-Mitarbeiter
Mattia Fabbricotti, Klaus Schier  
und Alexander Wurzer.
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INTERV IEW MIT  LANDESRÄT IN  WALTRAUD  DEEG 

„Die Digitalisierung ist ein Querschnittthema 
von herausragender Bedeutung“

Wir leben in einem digitalen Zeitalter, sagt man gemeinhin. Doch was versteht  
man darunter eigentlich? Und wie kann jede und jeder Einzelne davon einen Nutzen ziehen?  

IT-Landesrätin Waltraud Deeg gibt Antwort auf drei wesentliche Fragen,  
die sich im Zusammenhang mit der Digitalisierung ergeben.

ASGB: Als Landesrätin für den Be-
reich Informatik sind Sie zuständig 
für die Digitalisierung. Was heißt 
dies konkret?

Landesrätin Deeg: Die Chancen und 
Vorteile der Informations- und Kom-
munikationstechnologien verantwor-
tungsbewusst zu nutzen und den digi-
talen Wandel zu unterstützen und zu 

begleiten, bei den Bürgerinnen und 
Bürgern, in der Privatwirtschaft und in 
der öffentlichen Verwaltung – das 
heißt für mich Digitalisierung. 
Konkret geht es nicht nur darum, dass 
die Voraussetzungen für schnelle Inter-
netverbindungen für jedermann künf-
tig gegeben sind, sondern auch dass 
weitere Erleichterungen für Bürger/
innen und Unternehmen anstehen. Mit 
dem Gesetz zur offenen, digitalen Ver-
waltung sollen die Online-Dienste der 
öffentlichen Verwaltung zunehmend 
ausgebaut werden und dazu beitragen, 
dass diese Leistungen orts- und zeitun-
gebunden genutzt werden können. Mit 

der vereinfachten Aktivierung und 
dem Ausbau des Bürgerkontos wollen 
wir zudem die Vorteile der digitalen 
Welt für alle in unserem Land nutzbar 
machen. Darin sollen sich alle wesent-
lichen Daten, Akten und Unterlagen 
zusammenfinden, die für den/die Bür-
ger/in von Nutzen sind: von der Ein-
heitlichen Einkommens- und Vermö-
genserklärung (EEVE) über Unterla-

gen aus dem Katasteramt, von der 
Möglichkeit, die eigenen Kinder in 
Schule oder Kita einzuschreiben, bis 
hin zur Vormerkung ärztlicher Visiten, 
die derzeit vorbereitet wird.
Wir sind uns bewusst, dass der Weg zu 
einem digitalen Südtirol von vielen 
Zwischenschritten begleitet werden 
muss. Insbesondere müssen wir jene 
Mitbürger/innen, die nicht mit den 
digitalen Medien groß geworden sind, 
auf diesem Weg begleiten und ihnen 
die nötigen Fähigkeiten und Fertigkei-
ten mitgeben.

ASGB: Mit dem Strategiepapier „Süd-

tirol Digital 2020“ hat sich die Landes-
regierung ein ehrgeiziges Programm 
auferlegt. Welche Inhalte und Ziele 
werden darin vorgegeben?

Landesrätin Deeg: „Südtirol Digital 
2020“ ist ein strategischer Plan, wie 
wir die Informationstechnik in die 
Gesellschaft bringen und die digitale 
Innovation unterstützen können. Das 
Dokument beinhaltet fünf Hand-
lungsfelder mit entsprechenden Zielen 
und Maßnahmen: die digitale Infra-
struktur, die digitale Verwaltung als 
Grundvoraussetzung, um die öffentli-
chen Dienste effizient zu gestalten, die 
digitale Wirtschaft, die digitale Bil-
dung und die IT-Governance zur in-
tegrierten und behördenübergreifen-
den Steuerung des IT-Sektors. Eng 
damit zusammen hängt auch die Di-
gitalisierung im Bereich Gesundheits-
wesen. Denn eines der Ziele ist es, die 
IT-Dienste der verschiedenen Verwal-
tungsstrukturen zu vereinheitlichen 
und zu harmonisieren, um sie für 
Bürger/innen und Unternehmer ein-
facher und besser nutzbar zu machen. 
Einige der im Konzept definierten 
Maßnahmen sind bereits 2015 einge-
leitet worden: so etwa die Einrichtung 
der einheitlichen „Governance-Struk-
tur“ mit verschiedenen Gremien und 
Arbeitsgruppen, die je nach Zustän-
digkeit für die strategische Ausrich-
tung, die konkrete Umsetzung der 
beschlossenen Maßnahmen und die 
längerfristige, behördenübergreifende 
Planung verantwortlich sind. Weiters 
läuft derzeit die Überarbeitung der 
Internetseiten der verschiedenen Lan-
desabteilungen, um den Internetauf-
tritt der Landesverwaltung bürger-
freundlicher zu gestalten. Ebenso 
wurde die Aktivierung der Bürgerkar-
te vereinfacht und mit der automati-
schen Einrichtung des Bürgerkontos 

Landesrätin 
Waltraud Deeg
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ASGB: Politikum Neuroreha Sterzing
Mit der Drohung, den Hut zu packen, sollte es zu keinem klärenden Gespräch mit  

den politisch Verantwortlichen kommen, ließ der wissenschaftliche Leiter der Neuroreha in Sterzing 
Dr. Leopold Saltuari kürzlich im Rahmen einer Pressekonferenz eine Bombe platzen. Der ASGB 
versteht durchaus, dass ein Weiterarbeiten unter den momentan gegebenen Umständen nicht 

möglich ist und fordert die Landesregierung mit Nachdruck auf, die prekäre Situation schleunigst  
zu Gunsten des Standortes Sterzing zu lösen. 

„Tatsache ist, dass Herr Saltuari 
verlauten ließ, seinerseits seit Mona-
ten den Kontakt zur Sanitätslandes-
rätin und zum Landeshauptmann zu 
suchen. Alle Mails wurden bis dato 
jedoch ignoriert, genauso wie für ihn 
telefonisch niemand zu erreichen war. 
Gewerkschaftlich ist dieser Umstand 
äußerst bedenklich, noch viel bedenk-
licher ist aus gewerkschaftlicher Sicht 
jedoch die Tatsache, dass Herr Saltua-
ri seit Anfang dieses Jahres keinen 
Arbeitsvertrag hat. Dies bedeutet, dass 
er momentan ohne Bezahlung und 
sonstiger Versicherung arbeitet. Unter 
diesen Voraussetzungen zu arbeiten 
ist niemandem zumutbar, zumal sich 
der wissenschaftliche Leiter laut eige-
ner Aussage so rechtlich angreifbar 
macht. Zwar hat es im April einen 
Beschluss von Seiten der Landesver-

waltung gegeben, dass die Zusam-
menarbeit mit den TirolKliniken fort-
geführt wird, dies geschah aber unila-
teral, also ohne Gespräche mit den 
TirolKliniken oder Saltuari.“, kritisiert 
der Vorsitzende des ASGB Tony 
Tschenett. 

„Wahnwitzig ist auch die Tatsache, 
dass Saltuari im Februar dieses Jahres 
nicht in die Pläne des SVP-Parteiaus-
schusses eingeweiht wurde, dass man 
in der Neuroreha in Sterzing nur noch 
leichte Fälle zu behandeln gedenkt, 
die schweren Fälle aber zukünftig in 
Brixen behandelt werden sollen. Ein 
Nonsens wenn man bedenkt, dass der 
ursprüngliche Plan vorsah, den Stand-
ort Sterzing zu einem international 
angesehen Forschungszentrum mit 
angeschlossener Fachabteilung Neu-
rorehabilitation zu etablieren. Der 

Umstand, dass bereits dementspre-
chend hohe Geldmittel investiert wur-
den, unter anderem mit der Installati-
on der Überwachungsbetten, bezeugt 
die irrationale Vorgangsweise der po-
litisch Verantwortlichen.“, so Tony 
Tschenett.

„Der ASGB fordert mit Nachdruck 
die Beibehaltung der Neurorehabilita-
tion im Standort Sterzing, genauso 
wie ursprünglich geplant. Dies heißt, 
dass die Bettenanzahl vergrößert wer-
den muss, im Sinne der Forschungs-
arbeit und der ökonomischen Renta-
bilität. Jegliche andere Vorgehenswei-
se stünde im Widerspruch zum ver-
nünftigen Handeln. Unsere Ärzte 
sollen sich auf ihre Arbeit konzentrie-
ren können und nicht andauernd zum 
Schlagball der Politik werden.“, 
schließt Tschenett.�

verknüpft. Und natürlich wurde inten-
siv am Breitbandnetz weiter gebaut. 

ASGB: Der Ausbau des Breitband-
netzes ist eine der wesentlichen Vor-
aussetzungen, um 2020 digital zu 
sein. Wie schreiten in diesem Bereich 
die Arbeiten voran?

Landesrätin Deeg: In dieser Phase 
arbeiten sowohl Land als auch Ge-
meinden einerseits am Ausbau der In-
frastruktur, also an der Verlegung von 
Rohren, Glasfaserkabeln, Schächten 
und anderem mehr. Parallel dazu gilt 
es, die Aktivierung, den Betrieb und 
die Wartung dieser Netzbestandteile 
vorzubereiten. Denn erst wenn ein 
Betreiber die Kabel übernimmt und 
beleuchtet, und zwar bis in die Haus-
halte der Endnutzer bzw. ihrer Kun-
den, können den Bürgerinnen und 
Bürgern schnelle und ultraschnelle 
Internetverbindungen angeboten wer-

den. Vergleichbar ist dies mit den 
Elektroinstallationen in Gebäuden: Das 
reine Verlegen der Leitungen lässt noch 
nicht das Licht angehen. Bisher hat das 
Land insgesamt 1.293 km Leerrohre 
entlang der Hauptachsen (Backbone) 
errichtet. Diese führen zu den derzeit 
81 Glasfaserknotenpunkten (den soge-
nannten Points of Presence oder PoP) 
in den Gemeinden. In einem weiteren 
Schritt werden zunächst die öffentli-
chen Gebäude wie Rathäuser, Schulen 
und Kindergärten ans Netz angebun-
den. Dann geht der Ball an die Ge-
meinden: Diese zeichnen für die Er-
richtung der sogenannten „Letzten 
Meile“ verantwortlich, also die Verbin-
dung zwischen dem Glasfaserknoten-
punkt und den privaten sowie betrieb-
lichen Endkunden. Dies stellt für viele 
Gemeinden eine große, vor allem fi-
nanzielle Herausforderung dar. Aus 
diesem Grund wurde für struktur-
schwache Gemeinden ein EU-Förder-

programm aufgelegt, außerdem wurde 
für die Gemeinden die Möglichkeit 
geschaffen, über den Rotationsfonds 
des Landes Unterstützung zu erhalten. 
Ist die Infrastruktur gebaut, so kann 
deren Betrieb vergeben werden. Rund 
ein Viertel aller Südtiroler Gemeinden 
haben mittlerweile Teile ihrer Netze 
soweit ausgebaut, dass sie den Netzbe-
trieb über eine Bekanntmachung den 
privaten Telekommunikationsunter-
nehmen anbieten können. 
Erst mit der Aktivierung der Netze er-
schließt sich für die Bürgerinnen und 
Bürger das Potential von Glasfaser. 
Zuvor werden Investitionen getätigt, 
von denen man nicht viel spürt. Doch 
gerade diese Investitionen sind nötig, 
um Südtirol – egal ob in der Peripherie 
oder im Zentrum – wettbewerbsfähig 
und lebenswert zu erhalten.

Frau Landesrat, wir bedanken  
uns für das Interview.
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1. Mai-Feier 2016
„Mittendrinn statt nur dabei!“

war das Motto der 1. Mai-Feier 2016, die heuer aufgrund der schlechten  
Witterung im Vereinshaus von Völs abgehalten wurde. 

Priska Auer konnte wieder eine 
Reihe von Ehrengästen begrü-

ßen, allen voran Landeshauptmann 
Arno Kompatscher, die Vizebürger-
meisterin von Völs, Maria Kritzinger 
Nössing, Landesrätin Waltraud 
Deeg, die Landtagsabgeordneten 
Helmuth Renzler und Walter Blaas, 
den Herausgeber der Tageszeitung, 
Arnold Tribus u.a.m.

Nach den Grußworten des Landes-
hauptmannes und der Vizebürger-

meisterin hielt unser Vorsitzender, 
Tony Tschenett sein Referat zum Ta-
gungsmotto, welches wir etwas ge-
kürzt wiedergeben: 

„Der erste Mai, der Tag der Arbeit, 
ist für uns ein großer Feiertag, er dient 

dazu das Bewusstsein zu stärken, dass 
der Kampf für soziale Gerechtigkeit, 
für faire Löhne, für anständige Ren-
ten, für die Sicherung der Zukunft 
unserer Kinder, noch bei weitem nicht 
ausgefochten ist. Um auf diesen Um-
stand aufmerksam zu machen, möch-
te ich heute in meiner Rede auf fol-
gende Bereiche eingehen, Soziales/
Familie, Kultur, Arbeit und Politik.

Diese Punkte stehen für die Grund-
säulen der Autonomie Südtirols und 

decken sämtliche gesellschaftliche As-
pekte ab. Wenn all diese Punkte zur 

Zufriedenheit unserer Bürger ineinan-
dergreifen, geht es uns gut, aber be-
reits kleineäUnstimmigkeit stellt uns 
vor Probleme. 

Und heute stehe ich nicht hier um 
euch zu eröffnen, dass alles zum Bes-
ten steht. Das würde ich zwar gerne, 
aber der 1. Mai ist auch der Tag der 
Wahrheit.

2015 haben wir eine Umfrage zum 
Thema „Vereinbarkeit von Familie 
und Beruf “ durchgeführt. Wir haben 
5.407 Fragebögen, davon 3.339 in Pa-
pierform und 2.068 online, zurück 
bekommen. (1 Prozent der Bevölke-
rung) Ein gutes Drittel der Befragten 
empfindet die Vereinbarkeit als 
schlecht bis nicht befriedigend. Weite-
re 43 Prozent empfinden sie als nur 
befriedigend. Größte Kritikpunkte 
dabei waren, dass es keine bzw. nur 
eine geringe Rentenabsicherung gibt, 
gefolgt von einer nicht ausreichenden 
finanziellen Unterstützung, sowie 
mangelndes Verständnis für familiäre 
Notwendigkeiten. Diese Tatsache darf 
man nicht auf die leichte Schulter 
nehmen. Wir haben die Probleme 
aufgezeigt, nun liegt es an den Ent-
scheidungsträgern sie zu lösen!

Und genauso wichtig ist es, end-
lich eine Lösung für den Generatio-

v.l.n.r. Tony Tschenett, Waltraud Deeg, 
Adelbert Tschenett (Obmann Metall),  

Priska Auer, Landeshauptmann  
Arno Kompatscher und  

Arnold Tribus.
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nenpakt zu finden. Seit 2013 wird 
darüber diskutiert und obwohl bereits 
im Finanzgesetz 2014 und im Gesetz 
zur Personalordnung des Landes 2015 
verankert, lässt die Umsetzung weiter 
auf sich warten. Die Autonome Pro-
vinz Trentino macht vor, dass effizien-
tes Arbeiten möglich ist: Dort ist der 
Generationenpakt in der Privatwirt-
schaft bereits erfolgreich umgesetzt 
worden. Unter anderem mit Beteili-
gung von Südtiroler Betrieben.

Die Altersentwicklung der Bevölke-
rung, die rechtlichen Vorgaben des 
Staates sowie der EU und der drohen-
de Ärztemangel sind einige Punkte, 

die eine Reform im Südtiroler Ge-
sundheitswesen notwendig machen. 
Darin stimmen wir mit Ihnen über-
ein. Reformen müssen immer zum 
Nutzen der Bevölkerung und unter 
Mitwirkung der dort arbeitenden 
Menschen, Ärzte, Pflegepersonal und 
Verwaltung gemacht werden. Dass 
dem leider nicht so ist, zeigen die 
Kürzungen bzw. Streichungen von 
essentiellen Einrichtungen vor allem 
in den peripheren Krankenhäusern. 
Gewiss, die Ressourcen werden knap-
per und es muss gespart werden. Aber 
wir wehren uns, wenn das Geld für 
alles Mögliche zur Verfügung ge-
stellt wird, aber im Sozial- und Ge-
sundheitsbereich der Rotstift ange-
setzt wird. Das werden wir nicht so 
einfach hinnehmen. 

Wogegen wir aber auch sind, ist 
die Schaffung einer Zwei-Klas-
sen-Medizin. Es ist jetzt schon so, 
dass Privatpatienten innerhalb kür-
zester Zeit einen Termin für medizi-
nische Untersuchungen bekommen, 
während andere Patienten oft mona-
telang auf einen Termin warten müs-

sen. Dies kann und darf es nicht ge-
ben. Genauso wenig darf es für unsere 
älteren Patienten einen Nachteil bei 
der Auswahl von orthopädischen oder 
anderen Hilfsmitteln geben, wie von 
der Sanitätsleitung angedacht. Als AS-
GB werden wir die Entwicklung ge-
nau beobachten und unsere Mei-
nung lautstark kundtun.

Das absolute Ziel muss weiterhin 
die Sicherung der gesundheitlichen 
Versorgung der Menschen in Südtirol 
auf hohem Niveau sein. Dies ist mit 
der geplanten Reform, die einer 
schleichenden Privatisierung gleicht, 
nicht gewährleistet. Das Gesundheits-

wesen ist für den ASGB eine öffentli-
che Zuständigkeit, weil nur dadurch 
garantiert ist, dass alle Südtiroler Bür-
ger/innen einen gleichberechtigten 
Zugang zu den Gesundheitsleistungen 
haben. Wir erinnern daran, dass die 
Ausgaben für das Südtiroler Gesund-
heitswesen im mitteleuropäischen 
Vergleich im unteren Drittel liegen 
(6,1% BIP 2011). Um zu verhindern, 
dass die Sparwut die Qualität der Ge-
sundheitsleistungen verschlechtert, 
müssen die notwendigen Maßnahmen 
zusammen mit den Sozialpartnern 
ausgearbeitet werden. Im Vorder-
grund muss dabei die Steigerung der 
Qualität für die Patienten stehen. 
Dies setzt allerdings voraus, dass von 
politischer Seite Entscheidungen ge-
troffen werden, die auch die Arbeits-
bedingungen im Südtiroler Gesund-
heitswesen verbessern.

Südtirol ist es bisher durch eine 
weitsichtige Politik und im Unter-
schied zu den Nachbarprovinzen 
und Regionen gelungen, eine Ab-
wanderung in den Tälern zu verhin-
dern. Dafür sind große Investitio-

nen getätigt worden. Es wurden alle 
notwendigen Infrastrukturen ge-
schaffen, die heimische Wirtschaft 
gefördert und Betriebe angesiedelt. 
In diesem Kontext stehen auch die 
Grundversorgungskrankenhäuser. 
Sie gewährleisten eine kapillare me-
dizinische Versorgung des Bürgers 
direkt vor Ort und garantieren quali-
fizierte Arbeitsplätze. 

Heute seit genau 126 Jahren ist der 
1. Mai der Tag der Arbeit. In den An-
fängen kämpften Arbeiterinnen und 
Arbeiter für eine Reduzierung der 
Arbeitszeit auf acht Stunden. Was 
heute für den Großteil der Arbeitneh-

mer eine Selbstverständlichkeit ist, 
war noch vor Jahrzehnten ein Privileg. 
Aber nicht nur die Reduzierung der 
Arbeitszeit musste hart erkämpft wer-
den. Auch für die soziale Absicherung 
im Alter, bei Krankheit oder Arbeits-
losigkeit musste hart verhandelt wer-
den. Wer aber meint, dass Gewerk-
schaften in der heutigen Zeit keine 
Daseinsberechtigung mehr haben, 
unterliegt einem großen Irrtum. Ich 
bin überzeugt, dass gerade heute ei-

Die Penoner  
Bömische

>
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ne gute Vertretung der Arbeitneh-
merinnen wichtig ist.

Ich liste hier nur einige wenige 
Punkte auf, die aufzeigen sollen, wie 
wichtig auch in der heutigen Zeit Ge-
werkschaften sind und wie wichtig vor 
allem der ASGB als Minderheitenge-
werkschaft in Südtirol ist.

•	 Der ASGB ist es, der die häufige 
Nichteinhaltung von Proporz und 
Zweisprachigkeit aufzeigt und 
notfalls auch gerichtlich einklagt;

•	 Wir bringen der Wirtschaft und 
der Politik brauchbare Vorschlä-
ge, wie wir die Entscheidungen in 
Rom in Südtirol anpassen kön-
nen, dass sie unserer Bevölkerung 
auch was bringen und nicht zum 
Nachteil werden: dies gilt sowohl 
für die Erhaltung unserer Lehr-
lingswesens, für einen eigenständi-
gen Gesundheitsfonds für Arbeit-
nehmer, für einen starken Zusatz-
rentenfonds (Laborfonds), für eine 
ordentlich Beschäftigung der Ju-
gendlichen als auch für eine ange-
messene Vereinbarkeit von Fami-
lie und Beruf, oder für das neue 
Bausparmodell über die Zusatz-
rente und noch für vieles mehr.

Es geht heute nicht mehr um eine 
Reduzierung der Arbeitszeit, ganz im 
Gegenteil. Heute ist es fast schon ein 
Privileg, wenn jemand einen sicheren 
Arbeitsplatz hat und mit dem monat-
lichen Gehalt über die Runden 
kommt. Die Zahl der prekären Arbeits-
verhältnisse hat auch bei uns stark zu-
genommen. Bei der Bezahlung mit den 
sogenannten Vouchern sind wir in 
Südtirol mittlerweile Spitzenreiter in 
ganz Italien. Das ist alles andere als eine 

erfreuliche Entwicklung. Es kommen 
täglich verzweifelte Menschen zu uns, 
die die Folgen der fragwürdigen Be-
schäftigungsmodelle vor allem in wirt-
schaftlicher Hinsicht zu spüren bekom-
men. Ganz zu schweigen von den 
Auswirkungen auf die künftige Rente. 
Wie Sie sehen, gibt es noch viel zu 
tun. Und wir als ASGB bemühen uns 
nach Kräften, wo immer möglich, 
einzuwirken und das Leben der Men-
schen damit etwas zu erleichtern.

Arbeit ist ein Grundrecht, so steht 
es in der italienischen Verfassung. 
Die Realität sieht leider oft anders 
aus. Deswegen ist es unsere Pflicht, 
nicht nur unsere Aufgabe – und hier 
appelliere ich an die vielbeschworene 
Sozialpartnerschaft – mit aller Kraft 
nach Lösungen zu suchen. Wir müs-
sen da auch auf die Arbeitgeberseite 
einwirken, damit sie nicht Arbeits-
plätze auslagert oder rationalisiert, 
nur um noch mehr Gewinne zu ma-
chen. Letztendlich kommt es wieder 
allen zugute, wenn möglichst viele 
Menschen in Arbeit sind und so 
maßgeblich zum allgemeinen Wohl-
stand beitragen. 

Hier fordere ich auch unsere politi-
schen Vertreter auf, gute Bedingun-
gen zu schaffen, damit Firmen in 
Südtirol die notwendigen Rahmenbe-
dingungen finden. Es darf nicht sein, 
dass bürokratische Hürden Wettbe-
werbsnachteile schaffen. Auch die Inf-
rastrukturen, Breitband, das heißt 
schnelleres Internet, gehören ebenso 
dazu wie moderne und effiziente Ver-
kehrswege. Wir als Minderheitenge-
werkschaft sehen uns in der Pflicht 
auf die besondere Situation Südtirols 
aufmerksam zu machen. Die Autono-
mie schützt uns zwar umfassend und 
wir hoffen, dass sie weiter ausgebaut 

wird. Der momentan stattfindende Au-
tonomiekonvent birgt aber auch Gefah-
ren. Zu viele nationale Kräfte wollen, 
und nicht nur auf staatlicher Ebene, die 
Autonomie lieber heute als morgen 
fallen sehen. Besonders besorgniserre-
gend ist der Umstand, dass sogar der 
Proporz nicht mehr als unantastbar gilt. 
Der Proporz, das Fundament des Auto-
nomiestatutes, war nicht nur eine histo-
rische Wiedergutmachung nach jahr-
zehntelanger Vorenthaltung der Ar-
beitsplätze für die ethnischen Minder-
heiten, nein der Proporz ist auch frie-
densstiftend unter Südtirols Volksgrup-
pen. Garantiert er doch eine gerechte 
Verteilung von Arbeitsplätzen im öf-
fentlichen Dienst. Deshalb fordern wir 
mit aller Vehemenz, auch entgegen 
anderer Forderungen: Hände weg vom 
ethnischen Proporz!

Hand in Hand mit dieser Forde-
rung geht ein weiteres wichtiges An-
liegen des ASGB: Nämlich die Pflicht 
zur Zweisprachigkeit. Es ist Tatsache, 
dass in vielen Ämtern die Zweispra-
chigkeit einen Luxus anstatt Usus dar-
stellt. Deshalb werden wir nicht müde 
zu betonen, dass die Pflicht zur Zwei-
sprachigkeit für den Beamten gilt und 
nicht für den Kunden! Darüber muss 
vehementer gewacht und im Extremfall 
müssen auch Disziplinarmaßnahmen 
angewandt werden. All diese Heraus-
forderungen auf politischer, kultureller, 
arbeitsmarktpolitischer und sozialer 
Ebene gilt es zu meistern. Wichtig da-
für ist der Zusammenhalt, oft auch 
entgegen bestehender Animositäten. 
Denn diese Herausforderungen verlan-
gen uns alles ab, hierfür braucht es ge-
meinsame Stärke. In diesem Sinne 
danke ich euch und wünsche euch 
allen einen fröhlichen und geselli-
gen Tag der Arbeit. Glückauf !�

Vorstellung eines neuen Mitarbeiters

Mein Name ist Claus Unterweger ich 
bin 48 Jahre alt und habe seit kur-

zem die Stelle des Bezirkssekretärs im Ge-
sundheitsbezirk Meran übernommen. Nach 
meiner 20 jährigen Tätigkeit als Informa-
tiktechniker in den Gesundheitsbezirken 
Meran und Schlanders wollte ich mich ei-

ner neuen Herausforderung stellen. Da ich 
die Mitarbeiter des Krankenhauses sehr 
gut kenne und diese mich auch sehr schät-
zen, dachte ich mir, warum nicht mal was 
ganz Neues ausprobieren. So freue ich 
mich euch zu betreuen und euch bei anfal-
lenden Problemen zur Seite zu stehen.�
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Steuerbonus bei Minikondominien - Vereinfachung  
der steuerlichen Auflagen

Mit Rundschreiben 
Nr. 3/E vom  

2. März 2016 hat die Agen-
tur der Einnahmen weitere 
Klarstellungen bezüglich 
der steuerlichen Auflagen 
erlassen, welche zu erfül-
len sind, um in den Ge-
nuss der steuerlichen Ver-
günstigungen im Zusam-
menhang mit Wiederge-
winnungsarbeiten (Steuer-
abzug 50 Prozent im Sinne 
von Art. 16-bis DPR 
917/86) und der energeti-

schen Sanierung (Steuer-
abzug 65 Prozent) zu ge-
langen, wenn es sich dabei 
um Eingriffe am Gesamt-
gebäude handelt und die-
ses als „Mini-Kondomini-
um“ eingestuft wird (d.h. 
Mehrfamilienhaus mit 
mehr als einem Eigentü-
mer und bis zu acht 
Wohneinheiten). 
Zum Zwecke der Verein-
fachung der bürokrati-
schen Auflagen hat die 
Agentur der Einnahmen 

die Problematik neuer-
dings überprüft, und mit 
Rundschreiben Nr. 3/E 
vom 2. März 2016 die For-
derung nach einer eigenen 
Steuernummer für Mi-
ni-Kondominien zurück-
genommen. 

Kurz: man muss nicht 
mehr für das „Mini-Kon-
domium“ eine eigene 
Steuernummer beantra-
gen. Die auf Grund der 
vorherigen oben angeführ-
ten Bestimmungen erfolg-

ten Handlungen sind als 
richtig zu betrachten.

Es wird empfohlen, sich 
bei Inanspruchnahme der 
Steuervergünstigungen auf 
jeden Fall möglichst genau 
an die steuerlichen Vor-
schriften zu halten, um 
nicht nachträglich Strei-
chungen des Steuerbonus 
und Strafen zu riskieren. 
Die Verbraucherzentrale 
steht Ihnen für diesbezüg-
liche Informationen gerne 
zur Verfügung.

ROAMING  IM  EU -AUSLAND

Eingabe gegen automatisch aktivierte Pakete,  
Südtirol besonders betroffen

VZS: besser Dienste nach eigenem Bedarf aussuchen!

Seit 30. April gelten in 
der EU neue Höchst-

preise für mobiles Telefo-
nieren und Surfen im 
EU-Ausland. Die Mobil-
funk-Betreiber haben of-
fensichtlich auf die Neue-
rung reagiert, und ihren 
KundInnen „vorgeschnür-
te“ Auslandspakete zum 
Preis von ca. zwei bis 
sechs Euro pro Tag der 
Nutzung aktiviert.

Das Problem dabei: we-
nige KundInnen wissen 
genau Bescheid, was mit 
dem neuen Roaming-Li-
mits ein einzelner Anruf, 
eine SMS oder eine kurze 
Internetverbindung kosten 
würde.

Ob dieses „Auto-Akti-
vieren“ eines Vertragszu-
satzes auch wirklich den 
Prinzipien der Vertrags-
fairness entspricht, werden 
die Aufsichtsbehörden ent-
scheiden müssen. Die Ver-

braucherzentrale Südtirol 
(VZS) hat entsprechende 
Eingaben bei der Auf-
sichtsbehörde für das Tele-
kommunikationswesen 
AGCOM und der Markt-
aufsichtsbehörde AGCM 
eingereicht. Einige Kun-
dInnen melden uns, dass 

es ziemlich schwierig oder 
nahezu unmöglich ist, die 
voraktivierten Pakete wie-
der zu deaktivieren; auch 
dies wurde in den Einga-
ben berücksichtigt.

Auf jeden Fall gilt: vor 
dem Start sollten die Ein-
stellungen des Smartpho-

nes kurz durchgecheckt 
werden, damit nicht auto-
matische Updates im Hin-
tergrund Abbuchungen im 
dreistelligen Bereich ver-
ursachen. In der VZS steht 
eine eigene Beratung für 
den Bereich Telefonie zur 
Verfügung.
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WOHNBAU

Den Spießrutenlauf „ewige“ Konventionierung  
endlich abschaffen

VZS: Geldsparen unattraktiv, daher Immobilien-Sparen  
bei der Erstwohnung fördern.

Vor acht Jahren wurde 
das Landesraumord-

nungsgesetz geändert, und 
die vormalige 20jährige 
Bindung bei konventionier-
ten Wohnungen in eine 
zeitlich unbegrenzte und 
somit ewige Bindung um-
gewandelt. Konventionie-
rung (laut Art. 79) bedeu-
tet, dass die Wohnung nur 
an provinzansässige oder 
hier Arbeitende weiterver-
äußert werden darf und 
nicht zum Marktwert, son-
dern nur zum Landesmiet-

zins an ortsansässige oder 
hier Arbeitende vermietet 
werden darf. Im Ausgleich 
hierfür fallen für den Bau-
herrn keine Erschließungs-
kosten an.

Was auf ersten Blick 
ziemlich gradlinig und 
auch sinnig erscheint 
(Wohnungen werden billi-
ger gebaut und stehen 
dann für die örtliche Be-
völkerung zur Verfügung), 
bringt jedoch nicht für alle 
Beteiligten Vorteile. Dies 
beginnt bereits beim Kauf-

preis: konventionierte 
Wohnungen sind nämlich 
keinesfalls billiger als an-
dere Immobilien, d.h. dass 
die Einsparung bei den Er-
schließungskosten meist 
bei den Baufirmen ver-
bleibt. Möchte man die ge-
kaufte Wohnung später 
vermieten, so muss dies 
zum Landesmietzins erfol-
gen, der unterhalb des 
Marktmietzinses liegt. Es 
ist in diesem Zusammen-

hang anzumerken, dass die 
Konventionierung auch 
dann greift, wenn für den 
Bau bzw. Kauf keinerlei 
Fördermaßnahmen des 
Landes in Anspruch ge-
nommen werden. „Im Sin-
ne einer gerechten Aufla-
genverteilung sollte hier 
dringend eine neue Rege-
lung angedacht werden“ 
meint der Vorstand der 
Verbraucherzentrale Süd-
tirol.

Weitere Informationen auf www.verbraucherzentrale.it
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FORDERUNG  DER  BANCA  D ’ I TAL IA :  NEGAT IV-Z INSEN  ANWENDEN

Wohnbaudarlehen: Basisparameter fallen weiter

Vor einigen Wochen 
hat die Banca d’Italia 

eine Mitteilung an die Ban-
ken übermittelt, in welcher 
sie die Banken dazu auffor-
dert, die negativen Parame-
ter (Euribor 1M, 3M oder 
6M) vom Spread (Zinsauf-
schlag) abzuziehen. Auslö-
ser waren mehrere Be-
schwerden, die bei Banca 
d’Italia eingegangen sind 
und in denen beanstandet 
wurde, dass die Banken 
stillschweigend eine Null
grenze bei den Basispara-

metern angewandt haben. 
Das Bankenaufsichtsorgan 
hat die Banken dazu er-
mahnt, die Vertragsbe-
stimmungen einzuhalten, 
und nicht eine Untergren-
ze von Null für die negati-
ven Zinssatzparameter an-
zuwenden. Auch die Ver-
braucherzentrale Südtirol 
(VZS) hat einen solchen 
Fall begleitet und konnte 
durchsetzen, dass der ne-
gative Parameter (Euribor 
3M) vom Spread abgezo-
gen wird. Alle Darlehens-

nehmer, die von keiner 
Untergrenze betroffen 
sind, sollten kontrollieren, 
ob der negative Parameter 
vom Spread abgezogen 
wird.

Die EURIBOR-Zinssätze 
sind in letzter Zeit noch-
mals gesunken und wer-
den aller Wahrscheinlich-
keit weiter sinken, nach-
dem die Europäische Zen-
tralbank (EZB) am 
16.03.16 die Einlagefazili-
tät weiter gesenkt hat, und 
diese nun bei -0,40 Pro-

zent liegt. Eine Verrech-
nung des negativen EURI-
BORs bedeutet für den 
Kreditnehmer, eine gerin-
gere Rate zu bezahlen. So 
führt z.B. bei einem Kre-
dit von 200.000 Euro mit 
einen Spread von 1,5 Pro-
zent und einer Laufzeit 
von 15 Jahren die Ver-
rechnung mit dem EURI-
BOR 1M (-0,33 Prozent) 
zu einer Einsparung von 
knapp 360 Euro im Jahr 
gegenüber einer Anwen-
dung der „Nullgrenze“.

„Immobilien-Renten-Darlehen“ - Immobilienverrentung
VZS: eine gute Gelegenheit oder ein Gefallen an die Banken?

Wer seine Rente im 
Alter aufbessern 

will, kann das mithilfe sei-
nes eigenen Hauses oder 
seiner Eigentumswohnung 
machen, und trotzdem wei-
terhin darin wohnen blei-
ben. Mit einem „Immobili-
en-Renten-Darlehen“ (im 
Original: prestito vitalizio 
ipotecario) kann ein Im-
mobilienbesitzer, der über 
60 Jahre alt ist, von der 
Bank ein Darlehen erhal-
ten, und dafür als Garantie 
eine Hypothek ersten Gra-
des auf die Immobilie ein-
tragen. Zu Lebzeiten 
braucht sich der Darle-
hensnehmer nicht um die 
Rückzahlung des Darle-
hens zu kümmern. Be-
schließen dann die Erben 
nach dem Ableben des 
Darlehensnehmers, den 
geschuldeten Betrag nicht 
zurückzubezahlen, kann 
die Bank die Immobilie 
verkaufen und so das Geld 

wieder hereinholen. Diese 
Form von Darlehen er-
laubt es also dem Besitzer 
einer Immobilie, einen Teil 
des Werts der Immobilie 
in Liquidität zu verwan-
deln. Verstirbt der Kredit-
nehmer, können die Erben 
entscheiden, ob sie den 
Kredit tilgen wollen, oder 
die mit der Hypothek be-
legte Immobilie verkaufen 
wollen. Im ersten Fall zah-
len sie den geschuldeten 
Betrag zurück, wobei sie 
die Zahlungsmodalitäten 
mit der Bank vereinbaren 
können: in Raten über ei-
nen bestimmten Zeitraum 
oder mit einer einmaligen 
Zahlung am Ende der Fi-
nanzierungsperiode. Da 
nun die Normen komplett 
sind, gilt es, auf die Ange-
bote der Banken zu war-
ten. Erst dann kann die ef-
fektive Günstigkeit dieser 
Finanzierungsform beur-
teilt werden. In Krisenzei-

ten könnte dies für man-
chen sofortige Verfügbar-
keit von Kapital bedeuten, 
aber man muss sicherlich 
die für die Tilgung verein-
barten Bedingungen genau 
unter die Lupe nehmen. 
Und auf jeden Fall wird es 
ratsam sein, die Entschei-
dungen mit der Familie 

durchzusprechen, um die 
Erben vor unliebsamen 
Überraschungen zu be-
wahren. Da aus der Erfah-
rung in anderen Ländern 
mit hohen Effektivzinsen 
zu rechnen ist, dürfte die 
Immobilienverrentung vor 
allem für kinderlose Rent-
ner interessant sein.
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Energiesparen beim Kühlen und Gefrieren

Die Tage werden län-
ger und wärmer. Die 

Heizung wird nicht mehr 
gebraucht und auch das 
Licht bleibt immer öfter ab-
geschaltet. Der saisonbe-
dingte Spareffekt kann 
durch ein paar zusätzliche 
Handgriffe noch weiter ge-

steigert werden. Der Früh-
jahrsputz bietet sich gera-
dezu an, um Kühl- und Ge-
friergeräte von der lästigen 
Eisschicht zu befreien. Im 
Handumdrehen können 
bei einem Gefrierschrank 
rund sechs Prozent des 
Energieverbrauches einge-

spart werden, denn ein 
Millimeter Eis erhöht den 
Energieverbrauch um eben 
sechs Prozent.Der Strom-
verbrauch für das Kühlen 
und Gefrieren beträgt 
rund ein Viertel des ge-

samten Stromverbrauches 
eines durchschnittlichen 
Haushalts. Durch das Ab-
tauen der Geräte kann so-
mit einiges an kostbarer 
Energie und Geld einge-
spart werden.

Weitere Tipps auf www.verbraucherzentrale.it.

AUTOVERS ICHERUNG  -  „ B LACK  BOX“

Günstige Prämien – wenn Sie sich überwachen lassen

Im Frühsommer sollte 
der Senat über einen 

Gesetzesentwurf befinden, 
der einige Neuigkeiten im 
Bereich der Autohaft-
pflichtversicherung mit 
sich bringt. Unter diesen 
findet sich auch eine Rege-
lung, die in ganz bestimm-
ten Fällen einen obligatori-
schen Preisnachlass vor-
sieht. So sieht der Entwurf 
unter anderem auch eine 
„erhebliche“ Reduzierung 

der Prämie bei Installation 
einer sogenannten „Black 
Box“ vor. Dies ist ein Ge-
rät, das im Fahrzeug ange-
bracht wird und das Fahr-
verhalten des Versicherten 
aufzeichnet. Auf diese 
Weise soll dem Versiche-
rungsbetrug entgegen ge-
wirkt werden, das Gerät 
soll bei der Rekonstrukti-
on von Unfällen helfen 
und gleichzeitig sollen so 
die Tarife gesenkt werden. 

Die VZS hat bereits 2014 
zwei konkrete Probleme 
dieser Geräte aufgezeigt: 
zum einen die Gesund-
heitsrisiken und zum an-
deren der Eingriff in die 
Privatsphäre. 

Wer eine Black Box ins-
talliert, holt sich de facto 
einen „Spion“ ins Fahr-
zeug: einmal installiert, 
sammelt das Gerät Infor-

mationen über das Fahr-
verhalten des Versicherten 
und leitet diese an die Ver-
sicherung bzw. an eine 
dritte Gesellschaft weiter. 
Der Versicherte wird prak-
tisch auf jedem Meter 
überwacht, und dabei völ-
lig im Dunkeln darüber 
gelassen, wohin seine Da-
ten fließen und was mit ih-
nen geschieht.

Weitere Tipps auf www.verbraucherzentrale.it.

Mitteilungsblatt der Verbraucherzentrale Südtirol - Beilage zur Ausgabe Mai/Juni 2016, Zwölfmalgreinerstraße 2 Bozen,  
eingetragen beim Landesgericht Bozen unter Nr. 7/95, verantwortlicher Direktor: W. Andreaus
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INTERNAT IONAL 

EGB und IGB: „Menschen sind  
keine Handelswaren“

Scharfe Kritik an der Flüchtlingspolitik vieler westlicher Staaten üben die Spitzen  
des Europäischen und des Internationalen Gewerkschaftsbundes (EGB und IGB) in einem 

gemeinsamen Statement. Abschottung sei nicht der richtige Weg. „Die Gewerkschaften sagen: 
‘Refugees welcome’“, heißt es in einem Beitrag von EGB-Generalsekretär  

Luca Visentini und IGB-Generalsekretärin Sharan Burrow.

Burrow und Visentini:  
Weltweit ignorieren Regierungen 
ihre Verantwortung  
für Flüchtlinge

80 Prozent aller aus ihrer Heimat ge-
flohenen Menschen weltweit lebten in 
Entwicklungs- und Schwellenländern. 
Gleichzeitig würden die meisten entwi-
ckelten Länder in Europa und den 
G20-Staaten versuchen, die Aufnahme 
von Flüchtlingen so weit wie möglich zu 
reduzieren. Mit Ausnahme von 
Deutschland und Schwenden beobach-
te man in Europa, wie neue Mauern 
und militärisch bewachte Grenzen ge-
schaffen würden, um verzweifelten 
Menschen einen sicheren Zufluchtsort 
zu verwehren, so Burrow und Visentini.

„Menschen sind keine Handelswa-
ren“, heißt es im gemeinsamen Statem-
ent der beiden. Kritik üben sie am so 
genannten EU-Türkei-Deal. Er sei ein 
„heuchlerischer Versuch“, internationa-
le Verpflichtungen zu umgehen. 
Außerdem ignoriere er die Erfahrungen 
des vergangenen Jahrhunderts, in dem 
Europa Flüchtlinge in der Arbeitswelt 
vieler Länder willkommen geheißen 
habe – was zu mehr Beschäftigung und 
wachsender Wirtschaft geführt hat.

„Jedes demokratische  
Land kann noch mehr tun“

Viele Länder, auch in Europa, 
bräuchten mehr Arbeitskräfte, um 
Beschäftigungs- und Wirtschafts-
wachstum zu fördern. Das nutze so-
wohl den Geflüchteten als auch den 
Gesellschaften, die sie aufnehmen. 
Aber im Mittelpunkt der Flüchtlings-
krise stehen zu allererst Menschen, 
betonen Burrow und Visentini. Jedes 

demokratische Land könne noch 
mehr tun, um Menschen in Not einen 
sicheren Zufluchtsort zu ermöglichen. 
Die Regierungen müssten außerdem 
entschieden handeln, um Konflikte 
und Vertreibung zu beenden. „Auch 
wenn wir sagen ‘refugees welcome’, 
erkennen wir an, dass die meisten 

Frieden und Sicherheit in ihren eige-
nen Heimatländern wollen“, so Bur-
row und Visentini. Es brauche drin-
gend gemeinsame globale Anstren-
gungen, um „die Bombem zu stop-
pen“ und Frieden in Syrien und sei-
nen Nachbarländern zu schaffen. Das 
sei längst überfällig.�
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LANDESBED IENSTETE

INTERV IEW-ECKE

Hier werden in unregelmäßigen Abständen Interviews zu aktuellen Themen  
wie Politik, Wirtschaft, Soziales und Kultur veröffentlicht. 

Titel des Interviews:  
Die Arbeitsmedizin stellt sich vor. 

 Im Gespräch mit der stellvertretenden Primarin  
Frau Dr. Angela Merseburger

ASGB: Was ist und was macht die 
Arbeitsmedizin?

Dr. Merseburger: Die Arbeitsmedi-
zin ist jener Teil der Medizin der sich 
sich um wirksame Gesundheitsvor-
sorge am Arbeitsplatz bemüht. An-
gesichts zunehmender Erkenntnisse 
über eine Vielzahl von Faktoren, die 
arbeitsbedingte Erkrankungen be-
einflussen, hat sich die Arbeitsmedi-
zin in den letzten Jahrzehnten zu ei-
nem selbständigen ärztlichen Gebiet 
entwickelt. 
Es gilt die Gesundheit und die Ge-
sunderhaltung der Mitarbeiter am 
Arbeitsplatz zu begleiten und zu 
fördern und aus dem Arbeitsleben 
resultierende Einflüsse zu verhin-
dern. Es geht um korrekte Arbeitsbe-
dingungen, um richtigen Umgang 
mit beruflichen Risiken, aber auch 
um Anpassung der Arbeit an den 
jeweiligen Gesundheitszustand eines 
Mitarbeiters.
 
ASGB: Im öffentlichen Dienst sind 
die Aufgaben der Arbeitsmedizin-
nerInnen oft nicht klar. Was leistet 
die arbeitsmedizinische Betreuung?

Dr Merseburger: Der betriebliche 
Dienst für Arbeitsmedizin ist in zwei 
Bereiche gegliedert: das ärztliche Ar-
beitsinspektorat und die klinische 
Sektion. Das ärztliche Arbeitsinspek-
torat überprüft die Einhaltung der 
geltenden Bestimmungen im Bereich 
Gesundheit und Hygiene am Ar-
beitsplatz.
Die Ärzte für Arbeitsmedizin der 
klinischen Sektion überwachen prä-
ventiv und periodisch die Gesund-
heit der Beschäftigten durch ärztli-
che Untersuchungen. Sie beurteilen 

und sprechen dann die berufliche 
Eignung der Mitarbeiter bezüglich 
der jeweils zugewiesenen Tätigkeiten 
aus. Durch die vorgesehenen Be-
triebsbesichtigungen mit den Arbeit-
gebern arbeiten sie beim Arbeits-
schutz und den Präventionsmaßnah-

men mit, um die Arbeitsplätze und 
die Ausführung der Arbeit so gesund 
wie möglich zu gestalten oder even-
tuell durch Schutzmaßnahmen zu 
verbessern. Auch leisten Arbeitsme-
diziner Informations- und Aufklä-
rungstätigkeiten zur Organisation 
der Arbeit, der Arbeitshygiene, ar-
beiten an der Früherkennung von 
Berufskrankheiten und gesundheit-
lichen Schäden, melden Berufser-
krankungen, begutachten Gefähr-
dungskontrollen und Vieles mehr.

ASGB: Bitte erklären Sie uns die 
Tätigkeiten der Arbeitsmedizin ge-
nauer.

Dr Merseburger: Der betriebliche 
Dienst für Arbeitsmedizin ist in zwei 
Bereiche gegliedert: das ärztliche Ar-

beitsinspektorat und die klinische 
Sektion. Das ärztliche Arbeitsinspek-
torat überprüft die Einhaltung der 
geltenden Bestimmungen im Bereich 
Gesundheit und Hygiene am Ar-
beitsplatz. Die Ärzte für Arbeitsme-
dizin der klinischen Sektion überwa-
chen präventiv und periodisch die 
Gesundheit der Beschäftigten durch 
ärztliche Untersuchungen. Sie beur-
teilen und sprechen dann die beruf-
liche Eignung der Mitarbeiter bezüg-
lich der jeweils zugewiesenen Tätig-
keiten aus. Durch die vorgesehenen 
Betriebsbesichtigungen mit den Ar-
beitgebern arbeiten sie beim Arbeits-
schutz und den Präventionsmaßnah-
men mit, um die Arbeitsplätze und 
die Ausführung der Arbeit so gesund 
wie möglich zu gestalten oder even-
tuell durch Schutzmaßnahmen zu 
verbessern. Auch leisten Arbeitsme-
diziner Informations- und Aufklä-
rungstätigkeiten zur Organisation 
der Arbeit, der Arbeitshygiene, ar-
beiten an der Früherkennung von 
Berufskrankheiten und gesundheit-
lichen Schäden, melden Berufser-
krankungen, begutachten Gefähr-
dungskontrollen und Vieles mehr.

ASGB: Welches sind die größten 
Hürden, die Ihnen bei Ihrer Arbeit 
begegnen?

Dr Merseburger: Vielleicht ist die 
größte Hürde jene, dass Präventions-
arbeit nicht schnelle Früchte trägt. 
Prävention lohnt sich immer, aber sie 
lohnt sich erst langfristig und an 
diesen Aspekt zu glauben, das 
braucht Überzeugungsarbeit. Die 
Medizin muss immer mehr eine prä-
ventive werden um Krankheiten zu 
verhindern bzw. gar nicht entstehen 

Dr. Angela Merseburger
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zu lassen. Dies ist eben in der Ar-
beitswelt so wichtig, weil es viele 
bekannte berufliche Risiken gibt die 
oft vermeidbar sind.

ASGB: Kann sich der Arbeiter, die 
Arbeiterin auch direkt an die Ar-
beitsmedizin wenden?

Dr Merseburger: Ja, ein Mitarbei-
ter kann sich immer an den zustän-
digen Arbeitsmediziner seines Be-
triebes wenden, wenn sein Krank-
heitsbild mit einem seiner berufli-
chen Risiken zusammenhängt. 
Wenn es im Betrieb keinen Ar-
beitsmediziner gibt, ist das ärztli-
che Arbeitsinspektorat zuständig.

ASGB: Wie wichtig ist die Arbeits-
medizin in Zukunft?

Dr Merseburger: Die Arbeitsmedi-
zin bemüht sich nicht nur um die 
Vorbeugung von Berufserkrankun-
gen sondern vor allem um die Ent-
wicklung einer zielführenden kor-
rekten Arbeitsorganisation in Rich-
tung Gesundheit und Sicherheit am 
Arbeitsplatz. In Zukunft wird auch 
das gesamtes psychophysisches 
Wohlbefinden eines Mittarbeiters in 
den Mittelpunkt gestellt werden.

Wir danken Ihnen  
für das Interview.
ASGB-Landesbedienstete

Kontaktdaten

Dienst für Arbeitsmedizin -  
Klinische Sektion  
und Arbeitsinspektorat
39100 Bozen - Resselstr. 2/F, 2. Stock  
Tel.: +39 0471 907 900  
Fax: +39 0471 907 907  
E-Mail: arbeitsmedizin@asbz.it

Öffnungszeiten: 

Klinische Sektion:  
Montag-Freitag 8.00-12.30  
und 14.00-16.30 Uhr 

Arbeitsinspektorat:  
Montag-Freitag 09:00-12:00 Uhr 
oder nach Terminvereinbarung 

Rechtsmedizin und Arbeitsmedizin stellen sich vor!

Liebe Mitglieder,

vielfach wurde uns mitgeteilt, dass oft nicht klar ist, welche Aufgaben die  
Rechtsmedizin habe und welche die Arbeitsmedizin.  

Um die Unklarheiten aufzuräumen organisieren wir am 18. Oktober 2016  
eine Gewerkschaftsversammlung zum Thema: 

Rechtsmedizin und Arbeitsmedizin stellen sich vor!

ReferentInnen:
Frau Dr. Walburga Weis,  

Arbeitsmedizin Bozen

Herr Rag. Walter Rier,  
Amtsdirektor Amt für Verwaltungspersonal  

und Sachbearbeiter der Rechtsmedizin.

Wann:  
Am 18. Oktober von 15 bis 17 Uhr

Wo:  
Auditorium, Bozen

Für wen:  
Alle Berufsgruppen.

Die Versammlung ist an alle Interessierte  
Landesbedienstete gerichtet und ist kostenlos.

Wir freuen uns auf eure Teilnahme.  
Es wird genug Zeit sein  

um auch Fragen zu stellen.

Nr. 6-7/2016 17
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Kindergarten: was tut sich da...
Unsere Vision als „Fachgruppe Kindergarten“  

für den Kindergarten der Zukunft

In den letzten Monaten hat sich im 
Bereich Kindergarten einiges er-

eignet. Abgesehen von den sehr gut 
besuchten Versammlungen, Medien-
berichten und Kundgebungen gab es 
zahlreiche politischeTreffen und das 
Wichtigste, die jahrelang geforderten 
Verhandlungen haben endlich begon-
nen. Das Ziel ist es, einen Bereichs-
vertrag für das Kindergartenpersonal 
zu unterzeichnen, damit das Landes-
gesetz von 1976, nach 40 jähriger 
Gültigkeit, endgültig aufgehoben wer-
den kann.

Wenn sich etwas Neues entwickelt, 
wird dies auch von Unsicherheiten 
begleitet. Plötzlich sieht man bei der 
z.B. lange geforderten Arbeitszeitre-
duzierung größtenteils Nachteile und 
Probleme der Umsetzung. Gerade in 
dieser Phase ist es wichtig, gemein-
sam Lösungen für die Umsetzung zu 
suchen. Unsere Aufgabe als Gewerk-
schaft ist es, in den Kollektivvertrags-
verhandlungen die bestmöglichen 
Voraussetzungen für die tägliche Ar-
beit der Fachkräfte im Kindergarten 
zu schaffen und dem Personal bei der 
Umsetzung zur Seite zu stehen. Lei-
der sind auch uns Grenzen gesetzt, 
denn es ist nicht alles Verhandlungs-
materie was die Arbeit beeinflusst. So 
sind drei wichtige Bereiche, welche 
die Arbeit im Kindergarten sehr be-
lasten, die Gruppengröße, der Per-
sonalschlüssel und die Öffnungszei-
ten, nicht Verhandlungsmaterie, son-
dern Kompetenzen, die der Landes-

regierung bzw. dem Landtag zuste-
hen. Wir als eure Gewerkschaftsver-
treterinnen werden weitere politische 
Gespräche mit allen Abgeordneten 
führen, damit der Landtag in nächs-
ter Zukunft das Thema Gruppengrö-
ße und Stellenkontingent wieder auf-
nimmt. Unsere Vision für die Zu-
kunft ist es, verschiedene Modelle der 
Nachmittagsbetreuung der Kinder zu 
suchen. Wir müssen das Rad auch 
nicht neu erfinden, nur etwas über 
die Grenzen schauen. Unsere Vorstel-
lung ist, dass erstens klar definiert 
werden muss, was Bildungsarbeit und 
was Betreuung ist. Es darf und kann 
nicht sein, dass die Familienpolitik 
auf den Schultern des Kindergarten-
personals lastet: die Öffnungszeiten 
sollen ausgeweitet werden, das Perso-
nal darf nicht aufgestockt werden 
und zusätzliche Personalkosten dür-
fen auch nicht entstehen! Wie sollen 
bei solchen Vorgaben Verhandlungen 
überhaupt möglich werden? Damit es 
keine Verlierer gibt, weder die Kin-
der, noch die Eltern noch die Be-
diensteten, muss es erlaubt sein, über 
die Öffnungszeiten und neue Betreu-
ungsmodelle zu diskutieren. Der Kin-
dergarten ist die erste Bildungsinsti-
tution und könnte z.B. von 7.45 Uhr 
bis 13.45 Uhr geöffnet sein. Der 
Kindergarten darf nachher aber nicht 
schließen, sondern geht nahtlos in 
die Nachmittagsbetreuung über. Ab 
diesem Moment ist die Familienpoli-
tik gefragt, denn natürlich muss die-

ser Dienst mit neuem Personal (z.B. 
mit der Genossenschaft der Tages-
mütter) abgedeckt werden. Das Geld 
dazu muss im Landeshaushalt gefun-
den werden, denn es geht um die 
Kinder und dafür dürfte uns nichts 
zu teuer sein!

Dadurch würde eine Angleichung 
der Arbeitszeit des Kindergartenper-
sonals an die Lehrer möglich und die 
Angst, in Zukunft keine Kindergärt-
nerinnen mehr zu finden, unbegrün-
det. Ebenso würde das eine Gruppen-
größe von 14 bis max. 25 Kindern 
und je zwei Fachkräfte pro Gruppe 
bedeuten, was beides wieder dem 
Bildungsgesetz entsprechen würde. 
Die Personalkosten würden nicht stei-
gen, da die zusätzlichen Ausgaben ein 
anderes Kapitel im Landeshaushalt 
betreffen und weder von Rom noch 
vom Rechnungshof in Frage gestellt 
werden können. Aus dieser Überle-
gung heraus ersuchen wir euch, dass 
wir gemeinsam mit den Eltern für die 
Kinder, unsere zukünftige Gesell-
schaft, kämpfen und die zuständigen 
Politikerinnen und Politiker das Geld 
dafür im kommenden Landeshaus-
halt vorsehen!

Die Fachgruppe Kindergarten
Karin Wellenzohn, Liliane Thurner,  

Rita Überbacher, Eva Ploner, Sabine Giuntini,  
Brigitte Lanziner, Melanie Pöhl, Andreas Beck, 

Corinna Raffl, Barbara .0Vienna,  
Michaela Unterfrauner, Dagmar Insam  

und Waltraud Faller.
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Gehaltserhöhungen im öffentlichen Dienst
Unterm Strich bestmögliches Resultat eingefahren

Der ASGB begrüßt den Ab-
schluss der Gehaltsverhand-

lungen im öffentlichen Dienst und 
bekräftigt das bestmögliche Resultat 
eingefahren zu haben. „Es waren si-
cherlich zähe Verhandlungen und 
eine Einigung war lange nicht in 
Sicht. Umso erfreuter bin ich über 
den Umstand, dass es eine zufrieden-
stellende Einigung zwischen Land 
und Gewerkschaften gegeben hat. 
Die Lohnerhöhung von 40 Euro ab 
Juli und zusätzliche 40 Euro ab Mai 
2017 sind sicherlich das Maximum 
des Erreichbaren, vor allem vor dem 
Hintergrund, dass zusätzlich zur Ge-
haltserhöhung der Arbeitgeberanteil 
im Zusatzrentenfonds um einen Pro-
zentsatz aufgestockt wird. Die damit 
verbundene Bedingung, dass auch 
die Arbeitnehmer einen Prozent 
mehr einzahlen, begrüßen wir: ei-
nerseits weil die staatliche Rente 
immer mehr schrumpfen wird und 
somit einer Altersarmut vorgebeugt 

werden kann, andererseits sind wir 
überzeugt, dass das zusätzliche Pro-
zent auch ein Anreiz zur Entschei-
dung für das Zusatzrentensystem 
sein kann. Das Bausparmodell dürfte 

auf diese Weise vor allem für die 
jüngeren öffentlich Bediensteten in-
teressant werden.“, so unser Vorsit-
zender Tony Tschenett. „Im Abkom-
men enthalten ist außerdem die Ver-
pflichtung von Seiten des Landes, für 
die Mitarbeiter in den zukünftigen 

Südtiroler Sanitätsfond einzuzahlen. 
Summa summarum ist die Einigung 
also durchaus vertretbar, vor allem 
wenn man bedenkt, dass es für die 
öffentlich Bediensteten seit sechs 

Jahren keine Lohnerhöhung mehr 
gegeben hat. In diesem Kontext 
bleibt natürlich die Forderung des 
ASGB, dass die Arbeitgeber auch für 
die Mitarbeiter im Privatsektor in 
den Südtiroler Sanitätsfond einzah-
len müssen aufrecht.�

Hildegard Gander in den Ruhestand  
verabschiedet

Der ASGB-Gesundheitsbezirk 
Meran/Schlanders hat kürzlich 

eine Abschiedsfeier für die Bezirksse-
kretärin Hildegard Gander abgehal-

ten. Es war ein gelungener und fröh-
licher Abend, an dem der Bezirks-
vorstand Meran/Schlanders, das 
Landessekretariat und der Vorsitzen-

de des ASGB, Tony Tschenett, teilge-
nommen haben. Hildegard war acht 
Jahre als Bezirkssekretärin tätig und 
erfüllte ihre Arbeit mit viel Einsatz, 
Fleiß, Hartnäckigkeit und Hilfsbe-
reitschaft, deshalb ist es ihr auch ge-
lungen, die Mitgliederanzahlen stetig 
zu erhöhen. Während des Abend
essens durften auch lustige Anekdo-
ten, die den Werdegang von Hilde-
gard widerspiegelten, nicht fehlen. 
Der Vorsitzende Tony Tschenett 
würde Hildegard gern als aktives 
Mitglied bei den ASGB- Rentnern 
sehen. Der gesamte ASGB wünscht 
ihr einen wohlverdienten Ruhestand 
und endlich viel Zeit für ihre Familie 
und ihre vielen Hobbies. Danke Hil-
degard und viel Glück!�

ÖFFENTL ICHER  D IENST

GESUNDHE I TSD IENST

Hildegard Gander, Tony Tschenett und Erika Kuppelwieser
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Neuheiten zu den Renten  
ab 1. Januar 2016

Verlängerung der „Frauen-Option“

Nachdem das Stabilitätsgesetz 
verabschiedet wurde, ist nun auch 
die Verlängerung der „Frauen-Op-
tion“ gewiss: sie wurde in den letz-
ten Tagen des vergangenen Jahres 
bestätigt. Wir erinnern an dieser 
Stelle daran, dass es sich hierbei um 
eine Möglichkeit für Frauen han-
delt, die in der allgemeinen Pflicht-
versicherung, Ersatzund Alternativ-
fonds eingeschrieben sind (Arbeit-
nehmerinnen im Privatsektor, öf-
fentlich Bedienstete und Selbststän-
dige) und bereits zum 31. Dezember 
1995 Beiträge eingezahlt haben. Die 
Option kann nicht von Arbeitneh-
merinnen genutzt werden, die in 

der getrennten Verwaltung einge-
schrieben sind.

Um die Option nutzen zu kön-
nen, muss man mindestens 57 Jahre 
und drei Monate alt sein (die Selbst-
ständigen hingegen 58 Jahre und 
drei Monate) und innerhalb 31. 
Dezember 2015 bereits 35 Beitrags-
jahre angereift haben (Art. 1, Abs. 
281 des Gesetzes Nr. 208/2015). Mit 
Genehmigung des Stabilitätsgesetzes 
2016 wurde die vom staatlichen Vor-
sorgeinstitut Inps vorgesehene Ein-
schränkung (siehe Rundschreiben 35 
und 37 vom 14. März 2012, laut de-
nen der 31. Dezember 2015 als Frist 
für den Leistungsbeginn interpretiert 

wurde), aufgehoben. Für diese Leis-
tungsart gilt weiterhin das sog. be-
wegliche Zeitfenster, also die Aus-
zahlung des Rentengelds nach 12 
Monaten für Arbeitnehmerinnen 
und nach 18 Monaten für Selbst-
ständige (vergleiche Rundschreiben 
des staatlichen Vorsorgeinstituts Inps 
53/2011), nachdem die obengenann-
ten Voraussetzungen angereift wur-
den.

Die folgende Tabelle zeigt die Da-
ten auf, mit denen die Alters- und 
Beitragsvoraussetzungen für die 
Frauen- Option nach der Verlänge-
rung des Stabilitätsgesetzes 2016 er-
füllt werden:

Selbstständige Arbeitnehmerinnen 
des Privatsektors öffentlich Bedienstete

Beitragsvoraussetzung 35 Jahre 35 Jahre 34 Jahre, 11 Monate  
und 16 Tage

Altersvoraussetzung 58 Jahre und 3 Monate 57 Jahre und 3 Monate 57 Jahre und 3 Monate

letztes gültiges Geburtsdatum 30.09.1957 30.09.1958 30.09.1958
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Die Rentengelder der Arbeitneh-
merinnen, die ins rein beitragsbezo-
gene System fallen, werden um 
durchschnittlich 25-30 Prozent ge-
kürzt - anders als beim gemischten 
System. Das Ausmaß der Kürzung 
hängt ganz vom Alter, der Laufbahn, 
dem Gehalt und den Beitragsjahren 
der Arbeitnehmerin ab, die diese bei 
Beitritt in das System angereift hat.

Erhöhung der  
Rentenvoraussetzungen

Die Alters- und Beitragsvorausset-
zungen wurden bereits durch die 
Fornero-Reform an die Lebenser-
wartung und die entsprechende Er-
höhung des Rentenalters angepasst. 
Ab 1. Januar 2016 sind für alle Ar-
beitnehmer/innen und Rentenarten 
4 zusätzliche Monate notwendig, 
um die Voraussetzungen zu erfül-
len. Für die Arbeitnehmerinnen des 
Privatsektors und Selbtständige sind 
außerdem weitere Erhöhungen der 
Voraussetzungen für die Altersrente 
vorgesehen.

Teilzeit bis zur Rente

Für den Dreijahreszeitraum 2016-
2018 startet das Experiment „Alter-
steilzeit“ in Höhe von 40-60 Prozent 
für die Arbeitnehmer/innen des Pri-
vatsektors mit unbefristeten Ar-
beitsverträgen (von dieser Möglich-
keit sind die öffentlich Beschäftigten 

ausgeschlossen), denen höchstens 
drei Jahre bis zur Altersrente fehlen. 
Für die Männer bedeutet dies die 
Möglichkeit der Teilzeit ab 63 Jahren 
und sieben Monaten und für die 
Frauen ab 62 Jahren und sieben Mo-
naten. Für die Aktivierung der Teilzeit 
ist dennoch die Zustimmung des Ar-
beitgebers notwendig, der die Beiträ-
ge in den Lohnstreifen einfließen 
lassen muss, während sich der Staat 
um die figurativen Beiträge kümmert. 
So können die betroffenen Arbeitneh-
mer/innen bis zu drei Jahre in Teilzeit 
arbeiten, ohne dass ihre Rentengelder 
gekürzt werden. Es ist allerdings eine 
jährliche Höchstzahl für die Vergabe 
der Arbeitsteilzeit vorgesehen.

Vorzeitige Rente: keine  
Kürzungen vor 62 Jahren

Keine Kürzungen mehr bei der 
vorzeitigen Rente: Arbeitnehmer, die 
42 Jahre und zehn Monate lang Bei-
träge eingezahlt haben (ein Jahr weni-
ger für Arbeitnehmerinnen), können 
unabhängig von ihrem Alter und oh-
ne Kürzungen in Rente gehen. Bis 
31.12.2017 entstehen also keine Kür-
zungen der Rentenbeträge für die 
Jahre, die bis zum 62. Lebensjahr 
fehlen.

Aufwertung der Rente

Rentengelder, die bis zu dreimal 
die Mindestrente des staatlichen 

Vorsorgeinstituts INPS überschreiten 
(circa 1.500 Euro brutto), werden 
nicht mehr aufgewertet (die Aufwer-
tung wurde vom Gesetz 147/2013 
der Regierung Letta festgelegt). Die-
ses Jahr findet keine Erhöhung 
statt, da die Inflation für 2016 
gleich null ist.

Rentengelder, die drei bis sechs mal 
so hoch sind wie die Mindestrente 
(zwischen 1.505,67 und 3.011,34 Eu-
ro), werden leicht erhöht. Das Geset-
zesdekret 65/2015, hat die Auswir-
kungen des Urteils über die Verfas-
sungswidrigkeit des Gesetzesdekrets 
201/2011 bezüglich des Stopps der 
Angleichung in den Jahren 2012/2013 
für Renten, die mehr als dreimal so 
hoch sind wie die Mindestrente, beho-
ben. Es wurde beschlossen, dass 2014 
und 2015 eine Angleichung von 20 
Prozent der Inflationsrate der Jahre 
2012/2013 angewandt wird. 2016 fin-
det eine Erhöhung von 20 auf 50 
Prozent statt. Davon ausgeschlossen 
sind Rentengelder, die bis zu drei mal 
die Mindestrente betragen, da sie 
bereits im Laufe der Zeit vollständig 
angeglichen wurden. Selbiges gilt für 
Rentengelder, die sechsmal so hoch 
sind wie die Mindestrente, da der 
Gesetzgeber keine (auch keine teil-
weise) Erhöhung vorsieht.

Da die Inflation (0,2 Prozent) 
niedriger war als erwartet (0,3 Pro-
zent), werden die Rentengelder des 
Jahres 2015 nicht angeglichen; dies 
wird im Jahr 2017 nachgeholt.�

Beitragsjahre Frauen Beitragsjahre Männe

41 Jahre und 10 Monate 42 Jahre und 10 Monate

Alter der Frauen Alter der Männer

Arbeitnehmerinnen des  
Privatsektors

Selbstständige und in  
der getrennten Verwaltung 

Eingeschriebene
öffentlich Bedienstete alle

65 Jahre und 7 Monate 66 Jahre und 1 Monat 66 Jahre und 7 Monate 66 Jahre und 7 Monate

Voraussetzungen für die Altersrente

Voraussetzungen für die vorzeitige Rente
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Geförderte Teilzeitarbeit für  
angehende Pensionisten

Das Stabilitätsgesetz 2016 sieht im Absatz 284 des 
Artikels 1 die Möglichkeit einer geförderten Teilzeit-

arbeit für ältere Arbeitnehmer in der Privatwirtschaft vor. 
Sie müssen innerhalb 31. Dezember 2018 die Vorausset-
zungen für die Altersrente haben, dann können sie mit 
einem individuellen Arbeitsvertrag ihre volle Arbeitszeit 
zwischen 40 und 60 Prozent bis zu ihrer Pensionierung 
kürzen. Die Förderung besteht darin, dass die fehlende 
Arbeitszeit figurativ anerkannt wird, so dass ihnen bei 
der Pensionsberechnung kein Nachteil entsteht. Zudem 
erhält der Betroffene zusätzlich zum Teilzeitgehalt jenen 
Anteil der Sozialabgaben, die der Arbeitgeber aufgrund 
der Teilzeitarbeit nicht mehr einzahlen muss. Zwei Ziele 
will man politisch mit der Förderung der Altersteilzeit 
erreichen, einerseits einen längeren Verbleib am Arbeits-
platz und andererseits die Schaffung neuer Arbeitsplätze 
für die Jugend. 

Am 18. Mai 2016 ist das entsprechende Dekret veröf-
fentlicht worden. Ab 2. Juni 2016 kann um die Autorisie-
rung der geförderten Teilzeitarbeit für ältere Arbeitneh-
mer angesucht werden.

Wer kann die geförderte  
Altersteilzeit beanspruchen?

Zum Zeitpunkt des Ansuchens muss der Interessierte 
folgende Voraussetzungen besitzen:

1.	 ein lohnabhängiges Arbeitsverhältnis in der Privat-
wirtschaft und zwar in Vollzeit und unbefristete;

2.	 in die obligatorische Pflichtversicherung oder in eine 
Ersatzversicherung laut geltendem Gesetz eingeschrie-
ben sein;

3.	 20 Beitragsjahre und das vorgesehene Alter für die 
Altersrente innerhalb 31. Dezember 2018 erfüllen;

Wie geht man vor, um in den Genuss  
der Förderung zu kommen?

Für die Umsetzung der geförderten Altersteilzeit müs-
sen zwei Schritte berücksichtigt werden. 

Der erste Schritt muss vom Arbeitnehmer erfolgen, 
der sich von Seiten der NISF/INPS die Zugangsvoraus-
setzungen laut Beitragsjahre und Alter zertifizieren 
lassen muss (siehe Punkt 3). Diese Zertifizierung kann 
nur digital beantragt werden, entweder über den PIN 
oder mit Hilfe unseres Patronates SBR. Nach Erhalt 
dieser Bescheinigung kann die Arbeitszeit mit dem so-
genannten „geförderten Teilzeitarbeitsvertrag“ gekürzt 
werden. Dieser Vertrag wird nach der Antragstellung 

mit dem ersten Tag des nachfolgenden Zahlungszeitrau-
mes angewandt. Nun folgt der zweite Schritt von Sei-
ten des Arbeitgebers, der den neuen Teilzeitarbeitsver-
trag an das zuständige Arbeitsamt versendet. Innerhalb 
von fünf Arbeitstagen folgt die Autorisierung. Ver-
streicht dieser Zeitraum ohne eine Rückmeldung, so gilt 
die stillschweigende Autorisierung. Nach dem Erhalt 
der Autorisierung stellt der Arbeitgeber den Antrag um 
die Förderung der Altersteilzeit an die NISF/INPS.

Vorteile für dem Arbeitnehmer trotz  
Gehaltsabschlag von ca. 20 Prozent 

Der Arbeitnehmer reduziert bis zu seinem Pensionsan-
tritt seine Arbeitszeit und hat bei der Berechnung seiner 
zukünftigen Rente keinen Nachteil, da die fehlenden Stun-
den mit figurativen Beiträgen abgedeckt sind. 

Zudem erhält er zum Teilzeitgehalt einen monatlichen 
Bonus, der von jeglicher Steuer und Beitragszahlungen 

befreit ist. Der Bonus ist jener Teil des Pflichtbeitrages für 
die Pensionskassa, die der Arbeitgeber aufgrund der 
Teilzeitarbeit nicht mehr einzahlen muss. Als Berech-
nungsgrundlage wird die letzte Gehaltszahlung herange-
zogen.

Vorteile für dem  
Arbeitgeber 

Diese Förderung ist nicht wie in der Vergangenheit an 
die Schaffung von neuen Arbeitsplätzen gekoppelt. Der 
Arbeitgeber profitiert weiterhin von der langjährigen 
Berufserfahrung seines Mitarbeiters und kann gleichzei-
tig die Personalkosten reduzieren. Die Bonuszahlung ist 
von jeglicher Beitragszahlung befreit, er spart somit auch 
bei den Ausgaben für das INAIL.�
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Facharztvisiten im Südtiroler Sanitätsbetrieb

Die Landesregierung hat mit Be-
schluss 450/2014 Kriterien für 

die Vergütung im Rahmen der 
fachärztlichen Betreuung erlassen. 
Die Regelung sieht vor, dass der Süd-
tiroler Sanitätsbetrieb den Bürgerin-
nen und Bürgern 50 Euro an Vergü-
tung garantiert, wenn die Vormerk-
zeiten für nicht-dringende Visiten die 
60 Tage überschreiten. 

Die Kriterien sind folgende

Vergütet werden Rechnungen der 
fachärztlichen Bereiche, der der Süd-
tiroler Sanitätsbetrieb monatlich als 
„unterversorgt“ erklärt. Als unter-
versorgt gelten jene Leistungen, für 
die im zuständigen Gesundheitsbe-
zirk und den benachbarten Bezir-
ken (in den Krankenhäusern Bozen, 
Brixen, Meran und Bruneck) keine 
Vormerkung innerhalb der 60 ge-
setzlich vorgesehenen Tage garan-
tiert werden. Pro Gesundheitsbezirk 

wird eine Liste dieser unterversorg-
ten Bereiche erstellt, die jeweils am 
Monatsersten auf der Webseite ht-
tp://www.sabes.it/de/vormerkzeiten.
asp veröffentlicht wird. Diese Listen 
gelten drei Monate. Für eine Rück-
vergütung reicht es, wenn in EINEM 
dieser drei Monate die Leistung als 
unterversorgt galt. Jede Vergütung 
beträgt pro Rechnung 50 Euro. Die 
Rechnung muss, wie üblich, inner-
halb von sechs Monaten ab Rech-
nungsdatum bei den Gesundheits-
sprengeln eingereicht werden.

Zum besseren Verständnis  
zwei Beispiele:

•	 Christine möchte am 20. April 
im Gesundheitsbezirk Bruneck 
eine dermatologische Visite vor-
merken. Ihr wird von der Vor-
merkstelle mitgeteilt, dass die 
Vormerkzeit 63 Tage beträgt. 
Laut veröffentlichter Liste ist die 

Dermatologie für den Gesund-
heitsbezirk Bruneck als unter-
versorgt festgelegt, d.h. Auch in 
den Krankenhäusern Brixen und 
Bozen gibt es keine Visite inner-
halb der 60 Tage. Frau Christine 
hat also das Recht, eine private 
fachärztliche Visite in Anspruch 
zu nehmen, sie hat hierfür bis 
Ende Juni Zeit (Gültigkeit der 
April-Liste: April, Mai, Juni). 
Die Rechnung muss in diesen 
drei Monaten ausgestellt werden 
und wie oben bereits erwähnt, 
innerhalb sechs Monaten ab 
Ausstellungsdatum zur Rückver-
gütung.

•	 Markus reicht eine Rechnung einer 
urologischen Visite mit Ausstel-
lungsdatum 24. Juni ein. War die 
urologische Visite in einem Ge-
sundheitsbezirk in EINEM der 
drei Monate April, Mai und Juni 
als unterversorgt eingestuft, erhält 
er eine Rückvergütung. �
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Elektronische Verschreibung startet
Konkrete Schritte in der Informatisierung: Im Laufe der vergangenen Monate  

wurden die vertragsgebundenen Apotheken für das Projekt der elektronischen Verschreibung  
ausgebildet und mit dem System vernetzt. Damit beginnt die digitale  

Abwicklung der Verschreibungen.

In Zukunft erhalten die Patienten 
bei ihrem Hausarzt nicht mehr 

das Rote Rezept, sondern lediglich 
einen weißen Merkzettel, der alle 
notwendigen Informationen für den 
Apotheker enthält. 92 Prozent der 119 
Apotheken in Südtirol sind bereits 
geschult und an das System ange-
schlossen. 

Das elektronische Rezept ist das 
digitale Gegenstück zur klassischen 
Verschreibung in Papierform und 
wird künftig das rechtmäßig gültige 
Dokument für den Erhalt der ver-
schriebenen Arzneimittel.

Die Digitalisierung der Verschrei-
bung ist ein Schritt in Richtung In-
formatisierung. Die elektronische 
Verschreibung startet zuerst intern, 
d.h. die Patientinnen und Patienten 
erhalten mit   Startdatum 1. Juni 
2016 im Krankenhaus oder in den 
Diensten des Sanitätsbetriebes für 
die Einlösung von Arzneimitteln 
kein rotes Rezept mehr, sondern le-

diglich einen gedruckten Merkzettel, 
welcher zum Abholen der Arznei-
mittel in der Apotheke berechtigt.

Der Zettel enthält alle wichtigen 
Informationen, die auch derzeit auf 
dem roten Rezept aufscheinen (Da-
tum, Name des Patienten, verschrei-
bender Arzt, Bezeichnung des Arz-
neimittels und evtl. Therapieplan) 
und es hat wie bisher ein Verfallsda-
tum von 30 Tagen. 

Definitiv wird nun in den Apothe-
ken des Gesundheitsbezirkes Brixen 
und Bruneck auch mit dem Merkzet-
tel das nunmehr digitale Rezept ein-
gelöst, die Ärzte dieser Gesundheits-
bezirke wurden bereits über die wei-
teren Schritte informiert. Die Ge-
sundheitsbezirke Meran und Bozen 
werden innerhalb Juni ebenfalls diese 
Prozedur anwenden. Nach wie vor 
bleibt die Verschreibung auf rotem 
Rezept für einige Spezialfälle erhalten 
(z.B. Sauerstoff). Dies gilt auch bei 
einem eventuellen Systemausfall. „Ei-

ne staatliche Vorgabe verpflichtet zum 
Umstieg auf die elektronische Ver-
schreibung“ erklärt der Generaldirek-
tor des Südtiroler Sanitätsbetrie-
bes Thomas Schael. „In dieser ersten 
Phase werden aber nur jene Kranken-
hausärzte die digitale Verschreibung 
vornehmen, welche die Schulung er-
halten haben.“ Die Ärzte für Allge-
meinmedizin und Kinderärzte freier 
Wahl werden nun sukzessive auf die 
Nutzung der neuen Verschreibungs-
art geschult und ihre Systeme entspre-
chend angepasst.

In Südtirol gibt es insgesamt 349 
Ärzte für Allgemeinmedizin und 
Kinderärzte freier Wahl, 28 haben 
sich noch nicht angemeldet, alle an-
deren sind Projektpartner. Das Pro-
jekt wurde in enger Zusammenarbeit 
mit Ressort für Gesundheitswesen, 
Sanitätsbetrieb, Südtiroler Informa-
tik AG, und den Softwarebetreibern 
und Dienstleistungsfirmen der Apo-
theken umgesetzt.�
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Auch heuer hat es wieder ein paar kleine Änderungen der Bestimmungen für die EEVE 
(einheitliche Einkommens- und Vermögenserklärung) gegeben. Die Neuerungen,  

die für die EEVE – Einkommen 2015, aufgrund der normativen Änderungen zur EEVE eingeführt 
worden sind, werden in Kürze erläutert: 

Steuerfreie Einkünfte von  
Dozenten, Forschern und Arbeitern

Seit einigen Jahren hat die Steuerbehörde einen Steuer
bonus für Dozenten, Forscher und Arbeiter eingeführt, 
die nach Italien zurückgekehrt sind. So konnten diese 
Subjekte bereits über Jahre, mit jeweils spezifischen Be-
dingungen, wesentliche Steuervorteile nutzen, wobei nur 
10-30 Prozent des Einkommens zum Steuergesamtein-
kommen gezählt hat und somit versteuert worden ist. Ab 
dem Einkommensjahr 2015 sind diese steuerfreien 
Einkünfte in der EEVE anzugeben.

Studienstipendien 

Aus steuerlicher Sicht unterscheidet man: 
•	 steuerfreie Studienstipendien, wie z.B. jene für Univer-

sitätsstudenten, die somit nicht in der EEVE erfasst 
werden

•	 besteuerbare Studienstipendien, wie z.B. für Pflicht- 
und Oberschüler, die in der EEVE erhoben wurden. 

Ab dem Einkommensjahr 2015 werden auch die 
besteuerbaren Studienstipendien nicht mehr für die 
Bewertung der wirtschaftlichen Situation in der EEVE 
erhoben, sofern es sich um Stipendien handelt, die in 
Bezug zur Einkommens- und Vermögenssituation der 
Familie gewährt werden. Effektiv stehen diese Beiträge 
gezielt für Deckung eines spezifischen Bedürfnisses zur 
Verfügung. Der Betrag wird wie bisher bei den Einnah-
men erfasst (vom CU, 730 oder Unico) und wird an-
schließend im Abschnitt D der EEVE-Erklärung im ei-
gens dafür vorgesehenen Feld in Abzug gebracht.

Automatische  
Datenverknüpfungen 

Zusätzlich zu den bereits vorhandenen automatischen 
Verknüpfungen zu den Daten des Katasters und der Ab-
teilung Landwirtschaft sind weitere Verknüpfungen mit 
Datenbanken der öffentlichen Verwaltung ergänzt wor-
den. Somit können nun auch die erhaltenen Mietbeiträge, 
die Unterhaltsvorschüsse für die Kinder und die Studien
stipendien automatisch geladen werden. 

Erhöhung der Pauschaleinkünfte aus Landwirtschaft

Die Pauschalbeträge für die Einkünfte aus Landwirt-
schaft sind, gemäß Artikel 15, Absatz 3 des DLH 2/2011 
angepasst und um 2,1 Prozent erhöht worden. Dies ent-
spricht dem Anstieg der Kollektivverträge für die ge-

wöhnlichen Arbeitskräfte in der Landwirtschaft im 
Zeitraum vom Jänner 2013 bis Jänner 2015.

Erhöhung der Korrekturbeträge  
für Einkünfte aus  
selbständiger Tätigkeit

Ebenso sind die Korrekturbeträge für die Einkünfte aus 
selbständiger Tätigkeit aufgrund der derzeit aktuellen 
Kollektivverträge angepasst worden. Die neuen Beträge 
werden automatisch durch die Eingabe des Tätigkeitsko-
dex ATECO angewendet.

Erhaltene Vergütungen  
aus Schadenersatz 

Wenn eine Person Vergütungen aus Schadenersatz er-
halten hat und diese am Jahresende auf den Konto waren, 
zählten diese bisher zum Finanzvermögen. Ab der EEVE 
2015 zählen die erhaltenen Vergütungen für:

a)	 Schadensersatzleistungen für bleibende Invalidität 
oder Todesfall, in den ersten vier Jahren ab dem Erhalt

b)	Schadensersatzleistungen für private Immobilien und 
für bewegliches und unbewegliches Betriebsvermögen, 
das für die Abwicklung der Tätigkeit erforderlich ist, 
in den ersten drei Jahren ab dem Erhalt nicht mehr 
zum Finanzvermögen.

Gepfändete und  
beschlagnahmte Immobilien

Gepfändete und beschlagnahmte Immobilieneinheiten 
werden nicht mehr als Bestandteil des Vermögens be-
rücksichtigt. Für die meisten Gesuche muss ab 1.Juli 2016 
die EEVE, bezogen auf das Einkommen 2015 und die 
Vermögenssituation zum 31.12.2015, vorgelegt werden. 
Die EEVE und die darauf beruhende FWL-Erklärung 
(Erklärung zum Faktor der wirtschaftlichen Lage) kann 
in den Bezirksbüros des ASGB und im Hauptsitz des 
Patronates in Bozen (Bindergasse 22) abgefasst werden. 
Anbei finden Sie eine Liste, die helfen kann, die dafür 
erforderlichen Unterlagen zu sammeln (nicht alles muss 
zutreffen): 

Anagraphische Daten

•	 gültige Identitätskarte
•	 gültiger Steuerkodex
•	 eventuelle Bestätigung über eine Invalidität >
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Einkommen 2015

•	 Modell CUD 2016, Mod.730/2016 oder Mod. UNICO 
2016 (inkl. IRAP-Erklärung) 

•	 Tätigkeitskodex (Selbständige)
•	 ausländische Einkommen, die nicht in der Steuerer-

klärung enthalten sind
•	 Einkommen aus Voucher (Wertgutscheine)
•	 Mietvertrag der Erstwohnung und Angabe eventueller 

Beiträge für die Miete

Landwirtschaftliche  
Einkommen

•	 IVA Nummer

•	 Großvieheinheiten
•	 Erschwernispunkte
•	 Angabe in Quadratmeter: Obstbau, Gemüseanbau, 

Weinbau, Beerenanbau, Gartenbau,
•	 Felder und Wiesen
•	 Forstwirtschaft – jährlicher Hiebsatz in Kubikmetern

Andere Einnahmen und  
Ausgaben – (von Jänner 2015  
bis Dezember 2015):

•	 bezahlte oder empfangene Unterhaltszahlungen  
für die Kinder

•	 bezahlte Miete (Kaltmiete ohne Spesen)  
für die Wohnung

•	 empfangene Beiträge für  
die Miete (zur Kontrolle)

Unbewegliches Vermögen  
(Stand 31.12.2015):

•	 Katasterauszug der Immobilien bzw.  
Grundbesitzbogen

•	 Immobilien im Ausland und Angabe der  
Quadratmeter (netto)

Bewegliches Vermögen (nur anzugeben,  
wenn über 100.000,00 Euro/pro Kopf am 31.12.2015):

•	 ABI und CAB Nummer des Bankinstitutes
•	 Saldo zum 31.12. des Vorjahres der Bank- oder Po-

steinlagen (Kontokorrent oder Sparbuch)
•	 Kapitalisierungsverträge, Versicherungspolizzen mit 

Kapitalisierungszweck, gemischte 
Lebensversicherungen für die das Einlösungsrecht 
zum Zeitpunkt der Erklärung ausgeübt werden kann

•	 Beteiligungen an Kapitalgesellschaften mit einer 
Gewinnbeteiligung von nicht mehr als zehn Prozent

•	 Staatspapiere, Schuldverschreibungen, Depotscheine, 
verzinste Coupons, Investmentfonds 

Änderungsvorschläge des ASGB

Im Rahmen der Treffen der Steue-
rungsgruppe EEVE, in der auch 

der ASGB-Vorsitzende Tony Tsche-
nett mitarbeitet, hat er folgenden 
Änderungsvorschlag unterbreitet und 
auch an die zuständige Landesrätin 
Waltraud Deeg weitergeleitet. 

„Bereits heute wäre es möglich, 
vom bereinigten Einkommen fol-
gendes abzuziehen: Arztrechnun-
gen, Hypothekardarlehen (max. 
4.000 Euro), Unterhaltszahlungen, 
Mieten (max. 4.000 Euro) könnten 

vom bereinigten Einkommen abge-
zogen werden. 

Deshalb folgender Vorschlag: 

Über die Steuererklärung könnten 
folgende Rechnungen mit 19 Prozent 
in Abzug gebracht werden:

•	 Kleinkinderbetreuung bis zu drei 
Jahren (Kita/Tagesmutter –  
632 Euro pro Kind);

•	 Kindergarten/Pflichtschule/

Oberschule maximal  
400 Euro pro Kind (neu); 

•	 Miete für Uni-Studenten –  
maximal 2.633 Euro;

•	 Verschiedene Sportarten –  
maximal 210 Euro pro Kind  
(fünf – 18 Jahren).

Diese Abzüge sollten auch beim 
bereinigten Einkommen in Abzug 
gebracht werden können, mit der 
Folge, dass betroffene Familien mehr 
Familiengeld erhalten würden. �
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Ende der ermäßigten Stromtarife für ENEL Bedienstete  
in Pension und deren Hinterbliebenen 

Die zum 31. Dezember 2015 
aufgekündigte Ermäßigung 

auf den Betrag der Stromrechnung 
gibt es seit Anfang dieses Jahres 
nicht mehr. Etwa 50 Prozent der 
Betroffenen haben dem Angebot 
der ENEL, für eine nach Lebensal-
ter gestaffelten Abfindung bereits 
zugestimmt. Die entsprechende 
Vereinbarung zwischen jedem Be-
troffenen und der ENEL ist dann 
innerhalb dieses Jahres, also bis 

31. Dezember 2016, bei einem 
der Steuerbeistandszentren 
(CAF) kostenlos - für uns beim 
ASGB -  zu unterschreiben. Dazu 
ist es notwendig einen Termin zu 
vereinbaren.(Tel. 0471-308286 
oder 0471-308200). Bei diesem 
werden auch jeweils ein Vertreter 
des CAF und einer der ENEL an-
wesend sein. Nicht alle werden 
das Angebot der ENEL anneh-
men. Es laufen schon Initiativen 

gegen die Maßnahmen dagegen. 
In absehbarer Zeit werden die 
ersten Urteile erwartet; daher 
kann man eine Entscheidung 
noch aufschieben und abwarten. 
Bis Ende des Jahres muss aber 
für oder gegen eine Vereinba-
rung mit der ENEL entschieden 
werden. Möchte jemand gegen 
die Entscheidung der ENEL Re-
kurs einlegen, so kann er sich an 
seine Gewerkschaft wenden.�

Das neue Team der  
ASGB-Rentner stellt sich vor 

Im Frühjahr 2015 wurde Sieg-
fried Obkircher vom neu ge-

wählten Vorstand zum Obmann 
gewählt und Stephan Vieider zum 
Landessekretär ernannt. 

Siegfried Obkircher ist ein 
langjähriges Mitglied des ASGB 
und war zuletzt im Institut für 
sozialen Wohnbau tätig.

Stephan Vieider, ebenfalls ein 
langsjähriges Mitglied des ASGB, 
war von Beruf Röntgentechniker 
und koordinierte jahrzehntelang 
die röntgentechnischen Dienste 
am Krankenhaus in Bozen. Der 
Sekretär vertritt die ASGB-Rent-

ner nach außen und pflegt die 
Beziehungen zu den Sozialver-
bänden und den anderen Ge-
werkschaften. 

Am 1. Febraur 2016 wurden 
dem Sekretär zwei Bürokräfte zur 
Seite gestellt: Es sind dies Hilde-
gard Seeber unbd Marta Mulser. 
Beide kommen von der Schulge-
werkschaft SSG im ASGB und 
haben jahrzehntelang als Leh-
reinnen für literarische Fächer in 
der Mittelschule ihren Dienst ge-
leistet. Wir sind zusammen mit 
dem neu gewählten Vorstand 
stets bemüht zu verstehen, wo 

den Rentnern der Schuh drückt 
und setzen uns für die Lösung 
der anstehenden Probleme ein.

Wir sind für euch  
an folgenden Tagen da: 

Montag, Mittwoch  
und Freitag von 9-12 Uhr  
in unserem Büro in Bozen  
Tel. 0471308264 oder  
Rentner@asgb.org.

v.l.n.r Stephan Vieider, Marta Mulser,  
Hildegard Seeber und  

Obmann Siegfried Obkircher
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 Die Rentner auf Kulturreise  
am Peloponnes

Vom 25. April bis zum 2. Mai 
waren 74 Kolleginnen und 

Kollegen auf Kulturreise auf dem 
Peloponnes. Dabei konnten wir 
die interessantesten Sehenswür-
digkeiten wie Patras mit der hoch-
modernen Rio-Antirio-Brücke, 
Olympia, wo die ersten olympi-
schen Spiele im Jahr 776 vor 
Christi Geburt stattgefunden ha-
ben, Langadia, ein im Landesinne-
ren liegendes Bergdorf, Messini 

mit dem Baukomplex des Äskulap 
(antikes griechisches Sanatori-
um),Pylos, ein nettes gemütliches 
Fischerdorf, sowie Methoni mit 
seiner riesigen venezianischen 
Festung bewundern. 

Vor Ort konnten noch weitere 
Ausflüge (Zakynthos, Nafpaktos) 
zugebucht werden. 

Bei den Ausflügen konnten wir 
die herrliche Landschaft mit den 
beeindruckenden weiten Flächen 

an Olivenhainen, grosse Erdbeer-
felder und Weinberge bestaunen. 
Unsere Reiseführer waren be-
müht, uns die Mythologie, Ge-
schichte, Kultur, Wirtschaft und 
Politik des Peloponnes und Grie-
chenlands zu erklären. Die Reise 
hat sicher alle Teilnehmer begeis-
tert und bleibende Eindrücke 
hinterlassen. Allen Teilnehmern 
sei für ihre Pünktlichkeit und 
Kollegialität gedankt.�

Unser Beitrag zur 1.-Mai-Feier
Der Tradition folgend leiste-

ten die ASGB-Rentner auch 
heuer wieder einen Beitrag zur 
Gestaltung der 1.Mai-Feier. In ei-
nem Schätzspiel sollten die Teil-

nehmer das Gewicht eines von 
Hans Widmann gesponserten Ge-
schenkkorbes erraten. Mutige 
Festbesucher stellten sich der He-
rausforderung und gaben erstaun-
lich gute Schätzwerte ab. Vielleicht 
lag es daran, dass sie den Korb 
mehrmals hochstemmten oder 
dass sie ihre Schätzwerte mit an-
deren Gegenständen oder gar Per-
sonen – Kinder und Enkelkinder 
wurden dazu herangezogen - ver-
glichen. Eine Frau und zwei Män-
ner lagen in ihren Schätzungen 

nahe beinander, so dass in einer 
Feinabstimmung ermittelt werden 
musste, wer schlussendlich den 
Geschenkkorb mit nach Hause 
nehmen durfte. Dem tatsächli-
chen Gewicht des Geschenkkor-
bes von 18,10 kg kam dann 
schließlich unser Mitglied, Frau 
Wilhelmine Tschenett, mit einer 
Einschätzung von 18,20 kg am 
nächsten. Man sieht ganz deutlich, 
dass nicht nur Kraft gefordert war, 
sondern auch hausfrauliches Ein-
schätzungsvermögen. �

Reise nach Kroatien 
vom 8. -12. Oktober 2016

Für die oben genannte Reise sind noch einige Plätze frei.  
Wer Interesse hat, kann sich unter der  

Telefonnummer 0471 / 308 250  
vormittags, anmelden. 

Man sieht am angestrengten Ausdruck 
von Felix, wie inhaltsschwer unser  
Warenkorb war. Sogar einer wie er,  
musste seine ganze  
Kraft aufbringen. 
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Reise nach Nordzypern 
vom 2. bis 9. November 2016

Die Rentnergewerkschaft organisiert in Zusam-
menarbeit mit Eurotours Kitzbühel eine Reise 

nach Nordzypern mit nachstehendem Programm:

•	 Fahrt mit dem Bus von Bozen zum  
Flughafen Salzburg und zurück Flug  
nach Ercan via Antalya

•	 7 Übernachtungen mit Frühstücksbuffet  
und Abendessen in Buffetform  
im *****Hotel Acapulco

•	 Strandliegen und Sonnenschirme  
sind im Preis inbegriffen

•	 1 Ausflug nach Kyrenia incl.  
Eintritte und Mittagessen.

Die Reise findet bei einer Mindestanzahl von 35 
Teilnehmern statt. Der Preis beträgt 499 Euro pro 
Person im Doppelzimmer und 649 Euro im Einzel-
zimmer. Dazu kommen 28 Euro für das TourCare 
Basispaket und 39 Euro für den Transfer von Bozen 
nach Salzburg und zurück.

Die Anmeldungen werden vormittags beim ASGB 
telefonisch (0471-308250) entgegengenommen. 

Das detaillierte Programm ist auf der Homepage des 
ASGB (www.asgb.org) einsehbar.

Anmeldeschluss ist der 7. September.

RENTNER  BOZEN

Herbstausflug nach Valdobbiadene  
und Vittorio Veneto

Am Dienstag, 25. Oktober 2016 fahren wir 
über Valsugana-Feltre nach Valdobbiadene 

und Vittorio Veneto. Nach einem Aufenthalt in 
Vittorio Veneto fahren wir zum Mittagessen (Ravi-
oloni-Risotto – Brasato (Schmorbraten) mit Beila-
gen, Apfeltorte, Kaffee, Weiss- und Rotwein) ins 
nahegelegene Revine-Lago.

Anschließend besuchen wir in Valdobbiadene 
eine private Prosecco-Kellerei, wo man günstig 

Prosecco und Wurstwaren (sorrpressa) einkaufen 
kann.
Kosten: 45 Euro pro Person  
für Mitglieder und Familienangehörige.
Abfahrt um 7.45 Uhr  
vor dem Hotel Alpi in Bozen.

Anmeldungen und Bezahlung  
bei Dr. Hans Egger, Tel. 0471/308250. 
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RENTNER  WIPPTAL 

Sommerfahrt auf das Kitzbühler Horn
Am Donnerstag, den 4. August 2016 findet ein 

Ausflug auf das Kitzbühler Horn statt. Wir 
fahren mit dem Bus bis auf das Horn, dort gibt es 
Wandermöglichkeiten, einen wunderbaren Alpenblu-
mengarten und einen zauberhaften Blick auf die 
Kitzbühler Alpen. Das Mittagessen nehmen wir im 
Gasthof Alpenhaus direkt am Horn ein. 

Die Kosten belaufen sich auf 45 Euro  
(Essen ohne Getränke, Fahrt und Maut). 

Anmeldungen bei Wilhelmine Tschenett,  
Tel 0472 632646 oder in den  
Bezirksbüros Sterzing und Brixen. 

Anmeldeschluss: 30. Juli.Die Fahrt findet statt, 
wenn sich mindestens 40 Teilnehmer melden
  
(bei schlechter Witterung wird  
die Fahrt verschoben). 

Die Abfahrtszeiten sind folgende:
7.30 Uhr Obi Brixen
7.45 Uhr Mittewald Bushaltestelle
7.55 Uhr Mauls Bushaltestelle
8.00 Uhr Trens Bushaltestelle
8.10 Uhr Sterzing, Klammer
8.20 Uhr Gossensass

RENTNER  V INSCHGAU

Bericht über die Frühlingsfahrt des nach  
Monzambano am Gardasee

Der Tradition folgend organisierten die ASGB 
Rentner des Bezirkes Vinschgau auch heuer 

wieder eine Frühlingsfahrt zum Gardasse, die mit 
einem Fischessen in Monzambano verbunden war. 
Die Fahrt war für den 8. April 2016 geplant. Es hatten 
sich erfreulicherweise so viele Interessierte zur Fahrt 
angemeldet, dass leider nicht alle im Bus Platz fan-
den. Unsere Fahrt führte über Rovereto nach Torbo-
le und dann den Gardasee entlang bis nach Bardo-
lino, wo wir ungefähr 1 Stunde Aufenthalt hatten.  
Mit etwas Verspätung ging es dann zum Fischres-
taurant nach Monzambano, wo wir unser Mittages-
sen einnahmen. Das Menü bestand aus verschiede-
nen schmackhaften Fischgerichten, war köstlich und 

reichhaltig, so dass es alle Teilnehmer vollends zu-
friedenstellte. Um diese erfreulichen Stunden fest-
zuhalten, stellten wir uns vor der Heimfahrt noch 
einem Gruppenfoto. Auf der Rückfahrt trugen eini-
ge Teilnehmer humorvolle Witze vor, so dass die 
Zeit im Nu verflog. Alle Teilnehmer kamen zufrie-
den und entspannt nach Hause und äußerten den 
Wunsch nach einer Wiederholung im nächsten Jahr. 

Bereits jetzt möchten die ASGB Rentner des Be-
zirkes Vinschgau ankündigen, dass im Herbst eine 
Törggelepartie geplant ist. Genaue Informationen 
dazu werden im nächsten Aktiv veröffentlicht.

Erwin Steiner 
ASGB Rentner Bezirk Vinschgau
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Endlich geht’s wieder  
zum Fischessen

Fischessen am Donnerstag, den 10. November 2016  
in Vicenza (Restaurant „Da Piero“) 

Die Gewerkschaft der Rentner im ASGB Bezirk 
Meran organisiert für Ihre Mitglieder eine ku-

linarische Fahrt nach Vicenza. Die Hinfahrt erfolgt 
über die  Valsugana mit Aufenthalt in Bassano del 
Grappa. Kosten: 48 Euro pro Kopf für Mitglieder und 
Familienangehörige. Im Preis inbegriffen sind die 
Fahrt und das Mittagessen mit Getränke.

•	 Abfahrt ab Rabland  
um 07:00 Uhr Bushaltestelle SAD, 

•	 Algund NKD Bushaltestelle um 07:10 Uhr,
•	 Meran Praderplatz um 07:15 Uhr,
•	 Lana Recyclinghof um 07:30 Uhr.  

Zusteigmöglichkeiten entlang der Strecke. 
 

Anmeldungen: ASGB Büro Meran (0473 237 189) 
mit genauer Angabe des Zusteigeortes und der Te-
lefonnummer. Die Anmeldung wird erst durch die 
Zahlung verbindlich. Meldeschluss am Donnerstag, 
03. November 2016.

RENTNER  WIPPTAL

Gemeinsames Törggelen 

Die Rentner des Wipptales 
organisieren auch heuer 

wieder eine gemeinsame Törgge-
lepartie und zwar am Donners-
tag, 20. Oktober 2016 bei „Sau-
bacherhof “ in Barbian. Die-
Fahrt geht bis nach Barbian, wo 
wir nach einer kurzen Rast ge-

meinsam zum Saubacherhof 
wandern. Jene, welche an der 
Wanderung nicht teilnehmen 
können, werden mit dem Bus bis 
zum Gasthaus gebracht. Abfahrt 
von Gossensass ist am Don-
nerstag, 20. Oktober 2016 um 
10.00 Uhr. Zusteigemöglichekei-

ten entlang der Strecke bis Bri-
xen bzw. Autobahnausfahrt 
Klausen. Preis pro Teilnehmer: 
25 Euro (Fahrt, Essen, Geträn-
ke). Anmeldungen und Einzah-
lungen im ASGB-Büro Sterzing 
oder bei Wilhelmine Tschenett, 
Tel. 0472 632646.

RENTNER  MERAN

Frühlingsfahrt zum Gardasee

Am 04. Mai 2016 fuhr die Rentnergewerkschaft 
Bezirk Meran zum Gardasee. Die Fahrt ging bis 

Rovereto Süd durch das Lopiotal bis Malcesine. Dort 
besichtigten wir eine Ölmühle und genossen die Ver-
kostung verschiedener Olivenöle und eine kleine 

Jause dazu. Dann ging die Fahrt weiter bis Bardolino 
zum Restaurant La Loggia wo wir zu Mittag aßen. 
Nach dem Essen hatte jeder die Möglichkeit einen 
Verdauungsspaziergang zu machen. Gegen 17 Uhr 
machten wir uns wieder auf die Heimreise.�

Auf geht’s zum  
Törggelen

Sehr geehrte Rentnerinnen und Rentner des 
Bezirkes Meran. Heuer findet am Donnerstag, 

den 27. Oktober 2016 das traditionelle Törggelen, 
diesmal wieder in Saubach (Barbian) statt. Auf der 
Fahrt dorthin, machen wir eine Zwischenpause in der 
Bischofsstadt Brixen. 

 
•	 Abfahrt ab Rabland  

um 08:40 Uhr Bushaltestelle SAD,
•	 Algund NKD Bushaltestelle um 08:50 Uhr,
•	 Meran Praderplatz um 09:00 Uhr,
•	 Lana Recyclinghof um 09:15 Uhr.  

Zusteigmöglichkeiten entlang der Strecke.

Preis pro Teilnehmer 33 Euro für (Gerstsuppe, 
Schlachtplatte, Kastanien, Krapfen und ein Ge-
tränk). Anmeldungen: ASGB Büro Meran (0473 
237 189) mit genauer Angabe des Zusteigeortes und 
der Telefonnummer. Die Anmeldung wird erst 
durch die Zahlung verbindlich.
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Hier geht‘s 
zur APP

App sofort! ASGB als App für  iPhone und Android.

Jetzt gratis 

downloaden!
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